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Zwanzigste Verordnung über Ausgleichsleistungen 
nach dem Lastenausgleichsgesetz (20. LeistungsDV-LA) 
Vom 19. Dezember 1962 


Auf Grand des § 252 Abs. 2 und des § 367 des 
Lastenausglcichsgesetz.es vom 14. August 1952 (Bun- 
de'igesetzbl. I S. 446), zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Förderung des Wohnungsbaus für Umsiedler in den 
Aufnahmeländern und des Wohnungsbaus für 
Sowjetzonenflüchtlinge in Berlin vom 22. August 1962 
(Bundcsgesctzbl. f S. 593), verordnet die Bundes¬ 
regierung mit Zustimmung des Bundesrates: 

§ 1 

Zeitpunkt der Auszahlung 

(1) Die nicht anderweitig erfüllten Zinszuschläge 
zur Hauptentschädigung werden, beginnend mit dem 
Jahre 1903, jeweils itn letzten Viertel des laufenden 
Kalenderjahres, spätestens im Monat Januar des 
darauffolgenden Kalenderjahres ausgezahlt. Der 
Präsident, des Bundesausgjeidhsamls kann nach Maß¬ 
gabe des § 319 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes frühestens 
für das Kalenderjahr 1905 bestimmen, daß und 
unter welchen Voraussetzungen erheblich über dem 
Durchschnitt liegende Zinsbeträge halbjährlich aus- 
gczahlt werden. 

(2) Zusammen mit den Zinszuschlägen für das 
laufende Kalenderjahr sind die seit dem 1. Januar 
1963 entstandenen und nicht anderweitig erfüllten 
Zinszuschläge auszuzahlen, wenn erst im laufenden 
Kalenderjahr 

1. der Anspruch auf Ilauplentschädigung zu- 
erkannt worden isl oder 

2. der Grundbelrag durch weitere Zuerken¬ 
nungen sich erhöht hat. oder 

3. Gründe, die einer Erfüllung der Zinszu¬ 
schläge bisher enlgegenstanden, weggcfal- 
len sind. 

Treten die in Satz 1 bezeichneten Voraussetzungen 
im ersten Viertel eines Kalenderjahres ein, können 
die Zinszuschläge abweichend von Satz 1 innerhalb 
des darauffolgenden Vierteljahres gesondert aus¬ 


gezahlt werden, wenn dies der Billigkeit entspricht; 
das Nähere regelt der Präsident des Bundcsaus- 
gleichsamts nach Maßgabe des § 319 Abs. 2 Satz 1 
des Gesetzes. 

§ 2 

Zurückstellung der Auszahlung 

Die Auszahlung der Zinszuschläge ist zurückzu- 
stellen, soweit der Anspruch auf Hauptentsdiädi- 
gung unter Vorbehalt (§ 335 a des Gesetzes) zu¬ 
erkannt oder solange ein Verfahren zur Aus¬ 
schließung von der Feststellung des Schadens (§ 41 
des Feststellungsgesetzes) oder von Ausgleichs¬ 
leistungen (§ 360 des Gesetzes) anhängig ist. 

§ 3 

Anwendung in Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten über- 
leitungsgeselzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt! S. 1) in Verbindung mit § 374 des Lastenaus- 
gleichsgesctzes und Artikel 2 des Dreizehnten Ge¬ 
setzes zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
vom 27. Februar 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 133) auch 
im Land Berlin. 

§ 4 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. 

Bonn, den 19. Dezember 1962 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Ludwig Erhard 

Der Bundesminister der Finanzen 
Dr. Dahlgrün 

Der Bundesminister für Vertriebene, ' 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 
W. Mischnick 
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Verordnung 

zur Änderung der BerechnungsVerordnungen 1 ) 
Vom 19. Dezember 1962 


Inhaltsübersicht 


Änderung der Zweiten Berechnungsverordnung. I 

Änderung der Anlagen zur Zweiten Berechnungsverordnung . II 

Neubck ann tm achun g . III 

Änderung der Ersten Berechnungsverordnung . IV 

Änderung der Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die 

Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen . V 

Geltung in Berlin . VI 

Geltung im Saarland.. VII 

Inkrafttreten . VIII 


Auf Grund 

des § 91 Abs. 2 Buchstabe b und des § 105 Abs. 1 
Satz 1 Buchstabe a, b und d des Zweiten Wohnungs¬ 
baugesetzes (Wohnungsbau- und Familienlicim- 
gesetz) in der Fassung vom 1. August 1961 (Bundes- 
gesctzbl, I S. 1121), 

des § 48 Abs. 1 Buchstabe a, b und 1 und Abs. 3 des 
Ersten Wohnungsbaugesoly.es in der Fassung vom 
25. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1047), zuletzt 
geändert, durch Artikel I V des Gesetzes zur Ände¬ 
rung dos Zweiten Wohnungsbougcsetzes, anderer 
Wohnungsbau rechtlicher Vorschriften und über die 
Rückerstattung von Baukostenzuschüssen vom 
21. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1041), 
des § 12 des Gesetzes über die Gewährung von 
Miet- und Lastenbeihilfen vom 23. Juni 1960 (Bun¬ 
desgesetzbl. I S. 389, 399), zuletzt geändert durch 
Artikel V des Gesetzes zur Änderung des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes, anderer wohnungsbaurecht¬ 
licher Vorschriften und über die Rüdeerstattung von 
Baukostenzuschüssen vom 21. Juli 1961, 
des § 7 Abs. 1 Buchstabe a, b und d, Abs. 2 des Ge¬ 
setzes über Bindungen für öffentlich geförderte 
Wohnungen vom 23. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 389, 402), 

des Artikels X § 4 Abs. 2 des Gesetzes über den 
Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und über 
ein soziales Miet- und Wohnrecht vom 23. Juni 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 389), 

verordnet die Bundesregierung mit Zustimmung des 
Bundesrates 

sowie auf Grund des § 32 Satz 1, des § 6 Abs. 3 und 
des § 7 Abs. 2 Salz 2 dos Gesetzes über die Gemein¬ 
nützigkeit im Wohnungswesen — Wohnungs¬ 
gemeinnützigkeitsgesotz — in der Fassung vom 
29. Februar 1940 (Reicbsgesetzbl. I S. 437), zuletzt 
geändert durch § 117 des Zweiten Wohnungsbau¬ 
gesetzes, 

verordnet der Bundesminister für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung im Einvernehmen mit 


dem Bundesminister der Finanzen und dem Bundes¬ 
minister für Wirtschaft sowie mit Zustimmung des 
Bundesrates: 

Artikel I 

Änderung der Zweiten Berechnungsverordnung 2 ) 

Die Verordnung über wohnungs wirtschaftliche 
Berechnungen nach dem Zweiten Wohnungsbau¬ 
gesetz (Zweite Berechnungsverordnung — II. BVO) 
vom 17. Oktober 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1719) 
wird wie folgt geändert: 

1. Die bisherige Präambel wird durch die folgende 
Präambel ersetzt: 

„Auf Grund 

des § 91 Abs. 2 Buchstabe b und des § 105 Abs. 1 
Satz 1 Buchstabe a, b und d des Zweiten Woh¬ 
nungsbaugesetzes (Wohnungsbau- und Fami¬ 
lienheimgesetz) in der Fassung vom 1. August 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1121), 
des § 48 Abs. 1 Buchstabe a, b und f und Abs. 3 
des Ersten Wohnungsbaugesetzes in der Fas¬ 
sung vom 25. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1047), zuletzt geändert durch Artikel IV des 
Gesetzes zur Änderung des Zweiten Wohnungs¬ 
baugesetzes, anderer wohnungsbaurechtlicher 
Vorschriften und über die Rückerstattung von 
Baukostenzuschüssen vom 21. Juli 1961 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 1041), 

des 12 des Gesetzes über die Gewährung von 
Miet- und Lastenbeihilfen vom 23. Juni 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 389, 399), zuletzt geändert 
durch Artikel V des Gesetzes zur Änderung des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes, anderer woh¬ 
nungsbaurechtlicher Vorschriften und über die 
Rückerstattung von Baukostenzuschüssen vom 
21. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1041), 
des § 7 Abs. 1 Buchstabe a, b und d, Abs. 2 des 
Gesetzes über Bindungen für öffentlich geför- 
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derte Wohnungen vom 23. Juni 1960 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 389, 402), 

des Artikels X § 4 Abs. 2 des Gesetzes über den 
Abbau der WolmungszwcmgsWirtschaft und über 
ein soziales Mief- und Wohnrecht vom 23. Juni 
I960 (Bundestjnsetzbl. i S. 389), 
verordnet die Bundesregierung mit Zustimmung 
des ßundosratos 

sowie auf Grund des § 32 Satz 1, des § 6 Abs. 3 
und des § 7 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über die 
Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen — Woh- 
nungsgemeinnützigkeitsgesetz -— in der Fas¬ 
sung vom 29. Februar 1940 (Reichsgesetzbl. • I 
S. 437), zuletzt geändert durch § 117 des Zwei¬ 
ten Wohnungsbaugesetzes, 
verordnet der Bundesministor für Wohnungs¬ 
wesen, Städtebau und Raumordnung im Einver¬ 
nehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
und dem Bundesministor für Wirtschaft sowie 
mit Zustimmung des Bundesrates:". 

2. In der Überschrift werden die Worte „nach dem 
Zweiten Wohnungsbaugosetz" gestrichen. 

3. § 1 wild durch die folgenden §§ 1 bis ld ersetzt: 

„§ 1 

Anwendungsbereich im öffentlich geförderten 
sozialen Wohnungsbau 

(1) Diese Verordnung ist anzuwenden, wenn 
die Wirtschaftlichkeit, Belastung oder Wohn¬ 
fläche zu berechnen ist 

1. für Wohnraum, für den öffentliche Mit¬ 
tel erstmalig nach dem 31. Dezember 
1956 bewilligt worden sind oder be¬ 
willigt werden, 

bei Anwendung dos Teils III des Zwei¬ 
ten Wohnungsbaugesetzes; 

2. für Wohnraum, der nach dem 30. Juni 
1956 bezugsfertig geworden ist und für 
den öffentliche Mittel erstmalig vor 
dein 1. Januar 1957 bewilligt worden 
sind, 

wenn auf Grund einer Reditsvero.rd- 
nung der Landesregierung nach § 108 
Abs. 2 des Zweiten Wohnungsbau- 
gesclzes auf diesen Wohnraum § 72 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
oder § 73 des Zweiten Wohnungsbau¬ 
gesetzes in der jeweils geltenden Fas¬ 
sung anzuwenden ist. 

(2) Diese Verordnung ist anzuwenden, wenn 
die Wirtschaftlichkeit, oder Wohnfläche zu be¬ 
rechnen ist 

für öffentlich geförderten Wohnraum., der 
nach dem 20. Juni 1948 bezugsfertig ge¬ 
worden ist oder bezugsfertig wird, für die 
Zeit, in der die Vermietung dieses Wohn- 
raums infolge der Preisfreigabe nach §§ 15, 
16 des Zweiten Bundesmietengesetzes 
vom 23. Juni 1960 (Bundesgesetzbl, I 
S. 389) nicht, mehr den Preis,Vorschriften 
unterliegt, 


bei Anwendung des § 3 des Gesetzes über 
Bindungen für öffentlich geförderte Woh- 
nungen. 

(3) Diese Verordnung ist anzuwenden, wenn 
die Wohnfläche zu berechnen ist 

für den in Absatz 1 bezeichneten öffent¬ 
lich geförderten Wohnraum 
bei Anwendung des Gesetzes über die 
Gewährung von Miet- und Lastenbeihil¬ 
fen. 

§ la 

Anwendungsbereich im 
steuerbegünstigten Wohnungsbau 
(1) Diese Verordnung ist anzuwenden, wenn 
die Wirtschaftlichkeit oder Wohnfläche zu be¬ 
rechnen ist 

1. für grundsteuerbegünstigten Wohn¬ 
raum, der in der Zeit vom 21. Juni 1948 
bis zum 31. Dezember 1949 bezugsfertig 
geworden ist, 

bei Anwendung des § 7 des Zweiten 
Bundesmietengesetzes; 

2. für steuerbegünstigten Wohnraum., der 
in der Zeit vom 1. Januar 1950 bis zum 
30. Juni 1956 bezugsfertig geworden ist, 
bei Anwendung des § 45 oder des § 50 
Abs. 3 Satz 2 des Ersten Wohnungsbau¬ 
gesetzes; 

3. für steuerbegünstigten Wohnraum, der 
nach dem 30. Juni 1956 bezugsfertig 
geworden ist oder bezugsfertig wird, 
bei Anwendung des § 85 des Zweiten 

' Wohnungsbaugesetzes; 

4. für steuerbegünstigten Wohnraum in 
Eigenheimen, Kleinsiedlungen und 
Kaufeigenheimen, der in der Zeit vom 
1. August 1953 bis zum 30. Juni 1956 
bezugsfertig geworden ist, 

bei Anwendung des § 85 in Verbindung 
mit § 110 des Zweiten Wohnungsbau¬ 
gesetzes; 

5. für den in Nummern 3 und 4 bezeich- 
nelen steuerbegünstigten Wohnraum 
bei Anwendung des Artikels X § 2 des 
Gesetzes über den Abbau der Woh¬ 
nungszwangswirtschaft und über ein 
soziales Miet- und Wohnrecht; 

6. für den in Nummern 1 bis 4 bezeich¬ 
neten grundsteuerbegünstigten oder 
steuerbegünstigten Wohnraum 

bei Anwendung des § 22 des Ersten 
Bundesmietengesetzes vom 27. Juli 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 458), geändert 
durch Artikel IX des Gesetzes über den 
Abbau der Wohnungszwangswirtschaft 
und über ein soziales Miet- und Wohn¬ 
recht. 

(2) Diese Verordnung ist anzuwenden, wenn 
die Wohnfläche zu berechnen ist 

1. für steuerbegünstigten Wohnraum, der 
in der Zeit vom 1. Januar 1950 bis zum 
30. Juni 1956 bezugsfertig geworden ist, 
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bei einer sonsLigen Anwendung des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes; 

2. Ihr Wolmraum, der nach dem 30. Juni 
1 056 bezugsfertig geworden ist oder 
bezugsfertig wird und als steuerbegün¬ 
stigter Wohn raum anerkannt worden 
ist oder anerkannt werden soll, 

bei ■ i sonnigen Anwendung des 
Zweiten Wohnunosbnugesctzes; 

3. litt Wohnraum in Eigenheimen, Klcin- 

siecihiitgen und K<iu!eigenheimen, der 
in it vom i. August 1953 bis zum 

Juni 1955 be,.ugs!erUg geworden ist 
leid ab: sleuerhegünsügler Wohnraum 
anal! a al worden ist oder anerkannt 
werden soll, 

bei einer sonstigen Anwendung des 
Zw eilen Wohnunysbaugesetzes; 

4. für grundsleuerbegiinstigten Wohn- 
raum, der in der Zeit vom 21. Juni 1948 
bis z i an 31 . Dezember 1949 bezugsfertig 
geworden ist, und für steuerbegünstig¬ 
ten Wohnraum, der nach dem 31. De¬ 
zember 1949 bezugsfertig geworden ist 
oder bezugsfertig wird, 

bei Anwendung des Gesetzes über die 
Gewährung von Miet- und Lastenbei¬ 
hilfen. 

§ lb 

Anwendungsbereich im frei finanzierten 
Wohnungsbau 

(1) Diese Verordnung ist anzuwenden, wenn 
die Wirtschaftlichkeit oder Wohnfläche zu be¬ 
rechnen ist 

1. für Wohnraum im Sinne des § 11 des 
Ersten Bundesmietengesetzes, der in 
der Zeit vom 21. Juni 1948 bis zum 
31. Dezember 1949 bezugsfertig gewor¬ 
den ist, 

2. für frei finanzierten Wohnraum im 
Sinne des Ersten Wohnungsbaugeset¬ 
zes, der in der Zeit vom 1. Januar 1950 
bis zum 30. Juni 1956 bezugsfertig ge¬ 
worden ist, 

bei Anwendung dos § 23 des Ersten Bundes- 
miolengesetzes. 

(2) Diese Verordnung ist anzuwenden, wenn 
die Wohnfläche zu berechnen ist 

1. für den in Absatz 1 bezeichneten Wohn¬ 
raum, 

2. für frei finanzierten Wohnraum im 
Sinne des Zweiten Wohnungsbaugeset¬ 
zes, der nach dem 30. Juni 1956 bezugs¬ 
fertig geworden ist oder bezugsfertig 
wird, 

bei Anwendung des Gesetzes über die Gewäh¬ 
rung von Miet- und Lastenbeihilfen. 


§ lc 

Anwendungsbereich 

im Wohnungsgemeinnützigkeitsrecht 

(1) Diese Verordnung ist anzuwenden, wenn 
die Wirtschaftlichkeit zu berechnen ist 

1. für öffentlich geförderten Wohnraum, 
für den nach § 1 Abs. 1 oder 2 die Wirt¬ 
schaftlichkeit nach dieser Verordnung 
zu berechnen wäre, 

2. für grundsteuerbegünstigten Wohnraum , 
der in der Zeit vom 21. Juni 1948 bis 
zum 31. Dezember 1949 bezugsfertig ge¬ 
worden ist, und für steuerbegünstigten 
Wohnraum, der nach dem 31. Dezember 
1949 bezugsfertig geworden ist oder 
bezugsfertig wird, 

3. für Wohnraum im Sinne des § 11 des 
Ersten Bundesmietengesetzes, der in 
der Zeit vom 21. Juni 1948 bis zum 
31. Dezember 1949 bezugsfertig gewor¬ 
den ist, und für frei finanzierten Wohn¬ 
raum, der nach dem 31. Dezember 1949 
bezugsfertig geworden ist oder bezugs¬ 
fertig wird, 

bei Anwendung des § 13 Abs. 2 der Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes über die Ge¬ 
meinnützigkeit im Wohnungswesen in der Fas¬ 
sung vom 25. April 1957 (Bundesgesetzbl. I 

S. 406). 

(2) Diese Verordnung ist anzuwenden, wenn 
die Wohnfläche für den in Absatz 1 bezeichneten 
Wohnraum bei Anwendung der Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes über die Gemein¬ 
nützigkeit im Wohnungswesen zu berechnen ist. 

(3) Diese Verordnung ist anzuwenden, wenn 
die Gesamtkosten für Wohnungsbauten, die 
nach dem 20. Juni 1948 bezugsfertig geworden 
sind oder bezugsfertig werden, bei Anwendung 
des § 14 der Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes über die Gemeinnützigkeit im Woh¬ 
nungswesen zu berechnen sind. 

§ ld 

Anwendungsbereich in anderen Fällen 

Diese Verordnung ist anzuwenden, soweit in 
anderen als den in §§ 1 bis 1 c bezeichneten 
Rechtsvorschriften die Anwendung vorgeschric- 
ben ist oder vorausgesetzt wird." 

4. In Teil II erhält der Erste Abschnitt folgende 
Überschrift: 

„Gegenstand, Gliederung und Aufstellung der 
Berechnung". 

5. § 2 wird wie folgt geändert und ergänzt: 
a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Wirtschaftlidikeitsberechnung ist 
für das Gebäude, das den Wohnraum ent¬ 
hält, aufzustellen. Sie ist für eine Mehrheit 
solcher Gebäude aufzustellen, wenn sie eine 
Wirtschaftseinheit bilden. Eine Wirtschafts- 




Tag der Ausgabe: Bonn, den 22. Dezember 1962 


741 


Nr. 53 — 


einheit ist eine Mehrheit von Gebäuden, die 
demselben Eigentümer gehören, in örtlichem 
Zusammenhang sieben und deren Errichtung 
ein einheitlicher Finanzierungsplan zugrunde 
gelegt worden ist oder zugrunde gelegt 
weiden soll. Ob der Errichtung einer Mehr¬ 
heit von C bäudeti ein einheitlicher Finan¬ 
zierungsplan zugrunde gelegt werden soll, 
bestimmt der Bauherr. Jm öffentlich geförder¬ 
ten sozialen Wohnungsbau kann die Bewilli¬ 
gungsstelle die Bewilligung öffentlicher 
Mittel davon abhängig machen, daß der 
Bauherr eine andere Bestimmung über den 
Gegenstand der Berechnung trifft. Wird eine 
Wirtschaftseinheit in der Weise aufgeleilt, 
daß eine Mehrheit von Gebäuden bleibt, die 
demselben Eigentümer gehören und in ört¬ 
lichem Zusammenhang stehen, so entsteht 
insoweit eine neue Wirtschaftseinheit." 
b) Nach Absatz 4 wird der folgende Absatz 5 
angefügt: 

„(5) Ist die Wirtschaftseinheit aufgeteilt 
worden, so sind Wirtschaftlichkeitsberech¬ 
nungen, die nach der Aufteilung aufzustellen 
sind, für die einzelnen Gebäude oder, wenn 
neue Wirtschaftseinheiten entstanden sind, 
für die neuen Wirtschaftseinheiten aufzu- 
stellen; Entsprechendes gilt, wenn die Wirt¬ 
schaftseinheit aufgeleilt werden soll und im 
Hinblick hierauf WirLschaftlichkeitsberech- 
nungon aufgeslellt werden. Auf die Auf¬ 
stellung der Wirlschaftlidikeitsberechnungen 
sind die Vorschriften über die Tcilwirtschaft- 
lichkeitsberechnung sinngemäß anzuwenden, 
soweit nicht eine andere Aufteilung aus be¬ 
sonderen Gründen angemessen ist; im 
öffentlich geförderten sozialen Wohnungs¬ 
bau bedarf die Wahl einer anderen Auf¬ 
teilung der Zustimmung der Bewilligungs¬ 
stelle." 

. § 4 wird durch die folgenden §§ 4 bis 4 c ersetzt: 

„§ 4 

Maßgebende Verhältnisse für die Aufstellung 
der Berechnung 

(1) Ist im öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbau der Bewilligung der öffentlichen 
Mittel eine Wirtschäftlichkeitsberechnung zu¬ 
grunde zu legen, so ist die Wirlschaftlichkeits- 
beredmung nach den Verhältnissen aufzustellcn, 
die beim Antrag auf Bewilligung öffentlicher 
Mittel bestehen. Haben sidi die Verhältnisse 
bis zur Bewilligung der öffentlichen Mittel ge¬ 
ändert, so kann die Bewilligungsstelle der Be¬ 
willigung die geänderten Verhältnisse zugrunde 
legen; sie hat sie zugrunde zu legen, wenn der 
Bauherr es beantrag!. 

(2) Ist im öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbau der Bewilligung der öffentlichen 
Mittel ('ine Wirlsdi.ii l i i;hkeilsberodinung nicht 
zugrunde gelegt worden, wohl aber eine ähn¬ 
liche Berechnung oder eine Berechnung der Oe- 
samtkoslen und Finanzicrungsmi!lei, so ist die 
Wirtschaftlichkeilsberedinung nach den Verhält¬ 


nissen aufzustellen, die der Bewilligung auf 
Grund dieser Berechnung zugrunde gelegt wor¬ 
den sind; soweit dies nicht geschehen ist, ist die 
Wirtschaftlichkeitsberechnung nach den Verhält¬ 
nissen anfzustellen, die bei der Bewilligung der 
öffentlichen Mittel bestanden haben. 

(3) Ist im öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbau der Bewilligung der öffentlichen 
Mittel eine Wirtschaftlichkeitsberechnung oder 
eine Berechnung der in Absatz 2 bezeichncten 
Art nidit zugrunde gelegt worden, so ist die 
Wirtschäftlichkeitsberechnung nach den Ver¬ 
hältnissen aufzustellen, die bei der Bewilligung 
der öffentlichen Mittel bestanden haben. 

(4) Im steuerbegünstigten Wohnungsbau ist 
die Wirtschäftlichkeitsberechnung nach den Ver¬ 
hältnissen bei Bczugsfertigkeit aufzustellen. 

§ 4a 

Berücksichtigung von Änderungen bei Auf¬ 
stellung der Berechnung 

(1) Ist im öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbau der Bewilligung der öffenlichen 
Mittel eine Wirtschaftlichkeitsberechnung zu¬ 
grunde gelegt worden, so sind die Gesamt¬ 
kosten, Finanzierungsmittel oder laufenden 
Aufwendungen, die bei der Bewilligung auf 
Grund dieser Berechnung zugrunde gelegt wor¬ 
den sind, in eine spätere Wirtschaftlichkeit?» 
Berechnung zu übernehmen, es sei denn, daß 

1. sie sich nach der Bewilligung der öffent¬ 
lichen Mittel geändert haben und ein 
anderer Ansatz in dieser Verordnung 
vorgeschrieben ist oder 

2. nach der Bewilligung der öffentlichen 
Mittel Wertverbcsserungen vorgenom- 
men worden sind und ein anderer An¬ 
satz in dieser Verordnung zugelassen 
ist oder 

3. für die Zeit, in der die Vermietung des 
Wohnraums infolge der Preisfreigabe 
nach §§ 15, 16 des Zweiten Bundes¬ 
mietengesetzes nicht mehr den Preis¬ 
vorschriften unterliegt, eine Änderung 
des Ansatzes in dieser Verordnung zu¬ 
gelassen ist oder 

4. die Bewilligungsstelle im Einzelfall 
einen höheren Ansatz anerkannt hat; 
die Bewilligungsstelle darf einen höhe¬ 
ren Ansatz nur anerkennen, wenn der 
Ansatz nach dieser Verordnung zulässig 
ist und das Beibchalten des bisherigen 
Ansatzes unter Berücksichtigung aller 
Umstände dos Einzclfalles unbillig 
wäre. 

(2) Ist im öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbau der Bewilligung der öffentlichen 
Mittel eine Wirtschaftlichkeitsberechnung nicht 
zugrunde gelegt worden, wohl aber eine ähn¬ 
liche Berechnung oder eine Berechnung der Ge¬ 
samtkos len und Finanzierungsmiltei, so gilt 
Absatz 1 entsprechend, soweit bei der Bewilli¬ 
gung auf Grund dieser Berechnung Gesamt¬ 
kosten, Finanzierungsmittel oder laufende Auf- 
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Wendungen zugrunde gelegt worden sind; im 
übrigen gilt Absatz 3 entsprechend. 

(3) Ist im öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbau der Bewilligung der öffentlichen 
Mittel eine WirlschaflticLkeilsberechnung oder 
eine Berechnung der in Absatz 2 bezeichneton 
Art nicht, zugrunde gelegt worden und haben 
sich die Gesonilkostcn, Fiuanzierimgsmittel oder 
laufenden Aufwendungen nach der Bewilligung 
der öffentlichen Mittel geändert oder sind danach 
Werl Verbesserungen vorgenommen worden, so 
dürfen diese Änderungen nur berücksichtigt 
werden, soweit es sieb bei entsprechender An¬ 
wendung der Vorschriften dieser Verordnung, 
die die Änderung von Gesamtkosten, Finan- 
zierungsinilleln oder laufenden Aufwendungen 
oder die Wertvorbesscrungen zum Gegenstand 
haben, ergibt. 

(4) Haben sich im steuerbegünstigten Woh¬ 
nungsbau die Gesamt kosten, Finanzierungs¬ 
mittel oder laufenden Aufwendungen nach der 
Bezugsfertigkeit geändert oder sind Wortver- 
bcsscrungo.n vorgenommen worden, so dürfen 
diese Änderungen nur berücksichtigt werden, 
soweit es in dieser Verordnung vorgeschrieben 
oder zugelasscn ist. 

(5) Soweit eine Berücksichtigung geänderter 
Veihältnisse nach dieser Verordnung nicht zu¬ 
lässig ist, bleiben die Verhältnisse im Zeitpunkt 
nach § 4 maßgebend. 

§ 4 b 

Aufstellung der Berechnung für grundsteuer- 
begünstigten und frei finanzierten Wohnraum 

Wenn die Wirtschaftlichkeit für grundsleuer- 
begünstigton oder frei finanzierten Wohnraum 
oder Wohnraum im Sinne des § 11 des Ersten 
Bundesmiotcngcselzes zu berechnen ist, sind 
die für den steuerbegünstigten Wohnungsbau 
geltenden Vorschriften dieser Verordnung ent¬ 
sprechend anzuwenden. 

§ 4 c 

Berechnung der Gcssamlkoslen im Wohnungs- 
gcmcinnüt.zigkeitsrecht 

Wenn in den Fällen des § 1 c Abs. 3 Gesamt¬ 
kosten zu berechnen sind, sind die Vorschriften 
der §§ 4 bis 4 b entsprechend anzuwenden." 

7. § 5 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 2 wird an den letzten Satz nach 
einem Semikolon folgendes angefügt: 

„j zu den Erwerbskosten des Erbbaurechts 
gehört auch ein Entgelt, das der Erbbau¬ 
berechtigte einmalig für die Bestellung oder 
Übertragung des Erbbaurechts zu entrichten 
hat, soweit es angemessen ist." 

b) Absatz 4 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. die Kosten der Beschaffung der Finan- 
zierungsmitlel, die Kosten der Zwischen- 
finanzierung und, soweit sie auf die Bau¬ 


zeit fallen, die Fremdkapitalkosten und 
die Steuerbelastungen des Baugrund- 
stücks,". 

8. § 6 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Als Wert des Baugrundstüdes darf 
höchstens angesetzt werden, 

1. wenn das Baugrundstück dem Bau¬ 
herrn zur Förderung des Woh¬ 
nungsbaus unter dem Verkehrs¬ 
wert überlassen worden ist, der 
Kaufpreis, 

2. wenn das Baugrundstück durch Ent¬ 
eignung zur Durchführung des Bau¬ 
vorhabens vom Bauherrn erwor¬ 
ben worden ist, die Entschädigung, 

3. in anderen Fällen der Verkehrs¬ 
wert in dem nach § 4 maßgebenden 
Zeitpunkt oder der Kaufpreis, es 
sei denn, daß er unangemessen hoch 
gewesen ist. 

Für den Begriff des Verkehrswertes gilt 
§ 141 Abs. 2 des Bundesbaugesetzes vom 
23. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 341)." 

b) In Absatz 2 werden nach den Worten „für 
Wohngebäude" die Worte ein gefügt „in 
dem nach § 4 maßgebenden Zeitpunkt". 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Soweit Preisvorschriften in dem nach 
§ 4 maßgebenden Zeitpunkt bestanden 
haben, dürfen höchstens die danach zulässi¬ 
gen Preise zugrunde gelegt werden." 

d) Nach Absatz 4 wird der folgende Absatz 5 
angefügt: 

„(5) Wird die Erschließung im Zusammen¬ 
hang mit dem Bauvorhaben durchgeführt, so 
darf außer den Erschließungskosten nur der 
Wert des nicht erschlossenen Baugrandstücks 
nach Absatz 1 angesetzt werden. Ist die Er¬ 
schließung bereits vorher ganz oder teil¬ 
weise durchgeführt worden, so kann der 
Wert des ganz oder teilweise erschlossenen 
Baugrundstüdes nach Absatz 1 angesetzt wer¬ 
den, w r enn ein Ansatz von Erschließungs¬ 
kosten insoweit unterbleibt." 

9. In § 7 Abs. 1 wird nach Satz 1 der folgende Satz 
eingefügt: 

„Kosten entstehen tatsächlich in der Höhe, in 
der der Bauherr eine Vergütung für Bau- 
leistungen zu entrichten hat; ein Barzahlungs- 
nachlaß (Skonto) braucht nicht abgesetzt zu 
werden, soweit er handelsüblich ist." 

10. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Dies gilt auch dann, wenn der Bauherr im 
Rahmen seiner gewerblichen oder unter¬ 
nehmerischen Tätigkeit oder auf Grund 
seines Berufes die Leistungen selbst oder 
mit eigenen Arbeitnehmern erbringt." 
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b) Absatz 2 Sätze 1 und 2 erhalten folgende 
Fassung: 

„Als Kosten der dem Bauherrn obliegenden 
Verwaltungsleistungcn bei Vorbereitung und 
Durchführung des Bauvorhabens dürfen 
höchstens die sich nach den Absätzen 3 bis 5 
ergebenden Betrage angesetzt werden, wenn 
der Bauherr im Rahmen seiner gewerblichen 
oder unternehmerischen Tätigkeit oder auf 
Grund seines Berufes die Leistungen selbst 
oder mit eigenen Arbeitnehmern erbringt 
oder wenn er sie durch einen Dritten er¬ 
bringen läßt. Erbringt der Bauherr die Lei¬ 
stungen selbst oder mit eigenen Arbeit¬ 
nehmern, jedoch nicht im Rahmen seiner ge¬ 
werblichen oder unternehmerischen Tätigkeit 
oder nicht auf Grund seines Berufes, so darf 
der Ansatz die Hälfte dieser Beträge nicht 
überschreiten." 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die in Absatz 3 bezeichneten Vom¬ 
hundertsätze erhöhen sich 

1. um 0,5 im Falle der Betreuung des 
Baues von Eigenheimen, Eigensied¬ 
lungen und Eigentumswohnungen 
sowie im Falle des Baues von Kauf- 
eigenlieimen, T räge rkl einsiedlun- 
gen und Kaufeigentumswohnungen, 

2. um 0,5, wenn besondere Maßnah¬ 
men zur Bodenordnung (§ 5 Abs. 2 
Satz 2) notwendig sind, 

3. um 0,5, wenn die Vorbereitung 
oder Durchführung des Bauvor¬ 
habens mit sonstigen besonderen 
Verwallungsschwierigkeitcn ver¬ 
bunden ist, 

4. um 1,5, wenn für den Bau eines 
Fumilicnheirns Selbsthilfe in Höhe 
von mehr als 10 vom Hundert der 
Baukosten geleistet wird. 

Erhöhungen nach den Nummern 1, 2 und 3 
sowie nach den Nummern 2 und 4 dürfen 
nebeneinander angesetzt werden." 

d) Absatz 8 erhält folgende Fassung: 

„(8) Als Kosten der Zwischenfinanzierung 
dürfen nur Kosten für Darlehen oder für 
eigene Mittel des Bauherrn angesetzt wer¬ 
den, deren Ersetzung durch zugesagte oder 
sicher in Aussicht stehende endgültige Finan- 
zierungsmittel bereits bei dem Einsatz der 
Zwischenfinanzierungsmittel gewährleistet 
ist. Eine Verzinsung der vom Bauherrn zur 
Zwischenfinanzierung eingesetzten eigenen 
Mittel, darf höchstens mit dem marktüblichen 
Zinssatz für erste Hypotheken angesetzt 
werden. Kosten der Zwischenfinanzierung 
dürfen, vorbehaltlich des § 11, nur angesetzt 
werden, soweit sie sich während der Bauzeit 
bis zur Bezugsfertigkeit ergeben." 

11. ln § 9 wird nach Absatz 2 der folgende Absatz 3 
angefügt: 

„(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, 
wenn der Bauherr, der Bewerber oder der Mieter 


Sach- und Arbeitsleistungen mit eigenen Arbeit¬ 
nehmern im Rahmen seiner gewerblichen oder 
unternehmerischen Tätigkeit oder auf Grund 
seines Berufes erbringt." 

12. § 11 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 wird der folgende Satz 3 ange¬ 
fügt: 

„Bei öffentlich gefördertem Wohnraum, mit 
Ausnahme des in § 1 Abs. 1 bezeichneten 
Wohnraums, dürfen erhöhte Gesamtkosten 
nur angesetzt werden, wenn sie in der 
Schlußabrechnung oder sonst von der Be¬ 
willigungsstelle anerkannt worden sind." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Gesamtkosten können sich auch 
dadurch erhöhen, 

1. daß sich innerhalb von zwei Jahren 
nach der Bezugsfertigkeit Kosten 
der Zwischenfinanzierung ergeben, 
welche die für die endgültigen 
Finanzierungsmittel nach §§19 bis 
23 a angesetzten Kapitalkosten 
übersteigen oder 

2. daß bei einer Ersetzung von Finan- 
zierungsmilteln durch andere Mit¬ 
tel nach § 12 Abs. 4 Kosten der Be¬ 
schaffung der neuen Mittel ent¬ 
stehen." 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Sind 

1. im öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbau nach der Bewilligung 
der öffentlichen Mittel gegenüber 
dom bei der Bewilligung auf Grund 
der Bauunterlagen zugrunde ge¬ 
legten Zustand, 

2. im steuerbegünstigten Wohnungs¬ 
bau nach der Bezugsfertigkeit 

Änderungen vorgenommen worden, so dür¬ 
fen, soweit sie Wertverbesserungen be¬ 
wirken, die Kosten hierfür den Gesamt¬ 
kosten hinzugerechnet werden. Wertver¬ 
besserungen sind 

1. bauliche Verbesserungen oder Ein¬ 
richtungen, 

2. die Anlage oder der Ausbau einer 
Verkehrsfläche oder einer Kanali¬ 
sation, 

3. der Hausanschluß an Versorgungs¬ 
leitungen, 

wenn durch die Maßnahmen der Gebrauchs¬ 
wert des Wohnraums erhöht oder die allge¬ 
meinen Wohnverhältnisse auf die Dauer 
verbessert worden sind. Die Kosten der 
Wertverbesserungen sind gesondert auszu¬ 
weisen. Im öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbau dürfen diese Wertverbesse¬ 
rungen nur berücksichtigt werden, wenn die 
Bewilligungsstelle ihnen zugestimmt hat oder 
wenn sie auf Grund einer öffentlich-recht¬ 
lichen Verpflichtung durchgeführt worden 
sind." 




744 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1962, Teil I 


13. Nach § 11 wird der folgende § 11a eingefügt: 

.§ H a 

Nicht feststellbare Gesamlkosten 

Sind die Bau-, Erwerbs- oder Erschließungs- 
kosten nach § 6 Abs. 4 und 5, §§ 7 bis 11 ganz 
oder teilweise nicht oder nur mit verhältnis¬ 
mäßig großen Schwierigkeiten festzustellen, so 
dürfen insoweit die Kosten ongesetzt werden, 
die zu der Zeit, als die Leistungen erbracht wor¬ 
den sind, marktüblich waren. Die marktüblichen 
Kosten der Gebäude (§ 5 Abs. 3) können nach 
Erfahrung.ssäLjzen über die Kosten des umbauten 
Raumes bei Hochbauten berechnet werden. Bei 
der Berechnung des umbauten Raumes ist der 
Auszug aus dem Normhlutt DIN 277 des Deut¬ 
schen Normenausschusses zugrunde zu legen, 
der dieser Verordnung als Anlage 2 beigefügt 
ist." 

14. In § 12 wird nach Absatz 5 der folgende Absatz 6 
angefügL: 

„(6) Ist die Verbindlichkeit aus einem Auf- 
baudarJehon, das dem Bauherrn gewährt wor¬ 
den ist, nach Zuerkennung des Anspruchs auf 
Hauplcntschädigung gemäß § 258 Abs. 1 Nr. 2 
des Lastenausgleichsgeselzes ganz oder teil¬ 
weise als nicht entstanden anzusehen, so gilt 
das Aufbaudarlcher insoweit als durch eigene 
Mittel des Bauherrn ersetzt. Die Ersetzung gilt 
als auf Umständen beruhend, die der Bauherr 
nicht zu vertreten bat und von dein Zeitpunkt 
an als Ginget, eton, zu dein der Bescheid über die 
Zuerkennung des Anspruchs aut Hauplentschädi- 
gung unanfechtbar geworden ist." 

15. § 15 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 wird Satz 2 gestrichen. 

b) Nach Absatz 1 werden die folgenden Ab¬ 
sätze 2 und 3 eingefügt: 

„(2) Als Eigenleistung kann auch ganz oder 
teilweise ausgewiesen werden 

1. ein Barzahlungsnachlaß (Skonto), 
wenn bei den Gesamtkosten die 
vom Bauherrn zu entrichtende Ver¬ 
gütung in voller Höhe angesetzt 
ist, 

2. der Wert von Sach- und Arbeits¬ 
leistungen, die der Bauherr mit 
eigenen Arbeitnehmern im Rahmen 
seiner gewerblichen oder unter¬ 
nehmerischen Tätigkeit oder auf 
Grund seines Berufes erbringt. 

(3) Die in Absatz 1 Nr. 2 und 3 bezeich- 
neten Werle sind, vorbehaltlich der Ab¬ 
sätze 2 und 4, mit dem Betrage auszuweisen, 
der bei den Gesamtkosten angesetzt ist." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4. 

16. In § 20 wird nach Absatz 2 der folgende Ab¬ 
satz 3 angefügt: 

„(3) Wird für öffentlich geförderten Wohn- 
raum für die Zeit, in der die Vermietung dieses 
Wohnraums infolge der Preisfreigabe nach §§ 15, 


16 des Zweiten Bundesmietengesetzes nicht 
mehr den Preisvorschriften unterliegt, eine Wirt¬ 
schaftlichkeitsberechnung aufgestellt, so dürfen 
Zinsen für die Eigenleistung in der nach Absatz 2 
zulässigen Höhe auch dann angesetzt werden, 
wenn in der der Bewilligung der öffentlichen 
Mittel zugrunde gelegten Berechnung ein Ansatz 
nicht oder nur in geringerer Höhe in Anspruch 
genommen oder anerkannt worden ist oder wenn 
auf einen Ansatz ganz oder teilweise verzichtet 
worden ist." 

17. In § 21 Abs. 4 erhält der letzte Satzteil nach dem 
Semikolon die folgende Fassung: 

„für die Berechnung dieser Verzinsung ist bei 
einem Erbbaurecht höchstens der im Zeitpunkt 
• nach § 4 maßgebende Verkehrswert des Bau¬ 
grundstücks, abzüglich eines einmaligen Entgel¬ 
tes nach § 5 Abs. 2 Satz 3, zugrunde zu legen." 

18. In § 22 wird nach Absatz 3 der folgende Ab¬ 
satz 4 angefügt: 

„(4) Wird für öffentlich geförderten Wohn- 
raum für die Zeit, in der die Vermietung dieses 
Wohnraumes infolge der Preisfreigabe nach 
§§ 15, 16 des Zweiten Bundesmietengesetzes 
nicht mehr den Preisvorschriften unterliegt, eine 
Wirtschaftlichkeitsberechnung aufgcstellt, so 
kann mil Zustimmung der Bewilligungsstelle 
Zinsersatz nach den Absätzen 1 und 2 auch 
dan, angesetzt werden, wenn in der der Bewil¬ 
ligung der öffentlichen Mittel zugrunde gelegten 
Berechnung ein Ansatz nicht enthalten gewesen 
ist; in diesem Fall dürfen aus der der Bewilli¬ 
gung zugrunde gelegten Berechnung Zinsen für 
Fremdmittel, soweit sie mit einem höheren als 
dem nach § 21 Abs. 3 maßgebenden Zinssatz er¬ 
rechnet worden sind, oder Tilgungsbeträge nicht 
übernommen werden." 

19. § 23 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 4 Satz 1 wird nach den Worten 
„nach § 12 Abs. 4" eingefügt „oder Abs. 6"; 
außerdem wird nach den Worten „als sic im 
Rahmen des" eingefügt „§ 20, des”. In Ab¬ 
satz 4 Satz 3 werden die Worte „für diese 
Mittel" gestrichen; außerdem wird nach den 
Worten „des § 20 Abs. 2“ eingefügt „Satz 2". 

b) Nach Absatz 5 wird der folgende Absatz 6 
angefügt: 

„ (6) Werden nach § 11 Abs. 4 den Gesamt¬ 
kosten die Kosten von Wertverbesserungen 
hinzugerechnet, so dürfen für die Mittel, die 
zur Deckung dieser Kosten dienen, Kapifal- 
kosten insoweit angesetzt werden, als sie im 
Rahmen des § 20, des § 21 oder des § 22 den 
Betrag nicht übersteigen, der sich aus der 
Verzinsung zu dem bei Fertigstellung der 
Wertverbesserungen marktüblichen Zinssatz 
für erste Hypotheken ergibt. Sind Wertver¬ 
besserungen durch eigene Mittel des Bau¬ 
herrn gedeckt worden, so dürfen im öffent¬ 
lich geförderten sozialen Wohnungsbau Zin¬ 
sen nur unter entsprechender Anwendung 
des § 20 Abs. 2 Satz 2 angesetzt werden." 
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20. Nach § 23 wird der folgende § 23a eingefügt: 

„§ 23 a 

Marklüblichcr Zinssatz für erste Hypotheken 

(1) Der marktübliche Zinssatz für erste Hypo¬ 
theken im Zeitpunkt nach § 4 kann ermittelt 
werden 

1. aus dem durchschnittlichen Zinssatz der 
durch erste Hypotheken gesicherten 
Darlehen, die zu dieser Zeit von 
Kreditinstituten oder privatrechtlichen 
Unternehmen, zu deren Geschäften üb¬ 
licherweise die Ifergabe derartiger Dar¬ 
lehen gehört, zu geschäftsüblichen Be¬ 
dingungen für Bauvorhaben an demsel¬ 
ben Ort gewährt worden sind oder 

2. in Anlehnung an den Zinssatz der zu 
dieser Zeit zahlenmäßig um meisten 
abgesetz.ten Pfandbriefe unter Berück¬ 
sichtigung der üblichen Zinsspanne. 

(2) Absalz 1 gilt sinngemäß, wenn der markt- 
übliche Zinssatz für einen anderen Zeitpunkt als 
den nach § 4 leslzustellen ist.“ 

21. In § 24 wird nach Absatz 3 der folgende Ab¬ 
satz 4 angefügt: 

„(4) Wird für öffentlich geförderten Wohnraum 
lür die: Zeit, in der die Vermietung dieses Wohn- 
raumos infolge der Preisfreigabe nach §§ 15, 16 
des Zweiten ßutulesmielongosotzos nicht mehr 
den Preisvorsrfi rillen unterliegt, eine Wirt- 
schaltlichkcilsberechnung aufgestellt, so dürfen 
Bewirlschaftungskoslen in der nach dieser Ver¬ 
ordnung zulässigen Höhe auch dann angeselzt 
werden, wenn in der Berechnung, die clor Bewil¬ 
ligung der ölfentlichen Mittel zugrunde gelegt 
worden ist, Ansätze nicht oder nur in geringerer 
Höhe in Anspruch genommen oder anerkannt 
worden sind oder wenn auf Ansätze ganz oder 
teilweise verzichte:!: worden ist." 

22. In § 26 Abs. 2 werden die Worte „höchstens mit 
50 Deutsche Mark" ersetzt durch die Worte: 
„höchstens mit 60 Deutsche Mark". 

23. § 27 Abs. 5 erhält folgende: Fassung: 

„(5) Für Betriebskosten, die nach den für die 
Ermittlung der Miete maßgebenden Vorschriften 
durch Umlagen gedeckt, werden dürfen, kann ein 
Ansatz unterbleiben." 

24. § 29 Salz 4 erhält folgende Fassung: 

„Soweit die Deckung von Mietausfällen anders 
gewährleistet ist, namentlich durch einen An¬ 
spruch auf Erstattung von Mietausfällen gegen¬ 
über einem Dritten, darf kein MietausFallwagnis 
angesetzt werden." 

25. § 31 wird wie folgt geändert und ergänzt: 
a) Absatz 3 erhall folgende Fassung: 

„(3) Sind in der Wirtschaftlichkeitsberech- 
nung laufende Aufwendungen angesetzt, die 


nach den für die Ermittlung der Miete maß¬ 
gebenden Vorschriften durch Umlagen oder 
Vergütungen gedeckt werden sollen, so sind 
diese Umlagen und Vergütungen unter den 
Erträgen auszuweisen; das gleiche gilt, wenn 
in der Wirtschaftlidikeitsberedinung laufende 
Aufwendungen angesetzt sind, die durch be¬ 
sondere Entgelte, die nicht die Wohnraumbe- 
nutzung betreffen, gedeckt werden sollen." 

b) Nach Absatz 3 werden die folgenden Absätze 
4 und 5 angefügt: 

„ (4) Werden nach § 11 Abs. 4 den Gesamt¬ 
kosten die Kosten von Wertverbesserungen 
hinzugerechnet, so können die für die Wert¬ 
verbesserungen sich ergebenden Ertragserhö¬ 
hungen unter den Erträgen gesondert ausge¬ 
wiesen werden. 

(5) Wird die Wirtschaftlichkeitsberechnung 
aufgestellt, um für Wohnraum die zur 
Deckung der laufenden Aufwendungen erfor¬ 
derliche Miete (Kostenmiete) zu ermitteln, so 
ist der Gesamtbetrag der Erträge in dersel¬ 
ben Höhe wie der Gesamtbetrag der 
laufenden Aufwendungen auszuweisen. Vom 
Gesamtbetrag der Erträge sind die ausgewie-. 
senen Umlagen und Vergütungen sowie be¬ 
sonderen Entgelte, die nicht die Wohnraum- 
benutzung betreffen, abzuziehen; das gleiche 
gilt für Ertragserhöhungen, wenn sie nach 
Absatz 4 gesondert ausgewiesen sind. Aus 
dem sich ergebenden Betrag ist die Miete 
nach, den für ihre Ermittlung maßgebenden 
Vorschriften zu berechnen." 

26. In § 32 werden die Absätze 4 und 5 durch die 
folgenden Absätze 4 bis 6 ersetzt: 

„(4) Die Wirtschaftlidikeitsberedinung für öf¬ 
fentlich geförderten Wohnraum ist in Form von 
Teilwirtschafllichkeitsberedmungeii oder als 
Wirtschaftlidikeitsberedinung mit Teilberccb- 
nungen der laufenden Aufwendungen aufzustel¬ 
len, wenn für einen Teil dieses Wohnraums (be¬ 
günstigter Wohnraum) gegenüber dein anderen 
Teil des Wohnraums eine stärkere oder länger 
dauernde Senkung der laufenden Aufwendungen 
erzielt werden soll 

1. durch Gewährung öffentlicher Mittel als 
Darlehen oder Zuschüsse zur Deckung 
der laufenden Aufwendungen, als Zins¬ 
zuschüsse oder als Annuitätsdarlehen 
(§ 18 Abs. 2) oder 

2. durch Gewährung von höheren, der 
nachstelligen Finanzierung dienenden 
öffentlichen Baudarlehen. 

(5) Wird für öffentlich geförderten Wohnraum 
für die Zeit, in der die Vermietung dieses Wohn¬ 
raums infolge der Preisfreigabe nach §§ 15, 16 
des Zweiten Bundesmietengesetzes nicht mehr 
den Preisvorschriften unterliegt, eine Wirtschaft¬ 
lichkeitsberechnung erstmalig nach dieser Ver¬ 
ordnung aufgestellt, so bleibt die der Bewilli¬ 
gung der öffentlichen Mittel zugrunde gelegte 
Art der Wirtschaftlichkeitsberechnung maßge- 
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bend, wenn diese Art auch nach Absatz 1, 3 oder 
4 zulässig wäre; ist der Bewilligung der öffent¬ 
lichen Mittel eine ähnliche Berechnung odereine 
Berechnung der Gesa roll; osten und Finanzie- 
rungsniiHol zugrunde ged egt worden, so gilt dies 
sinngemäß. Wäre die der Bewilligung zugrunde 
gelegte Art der Berechnung nicht nach Absatz 1, 
3 oder 4 zulässig oder ist der Bewilligung eine 
Berechnung nicht zugrunde gelegt worden, so ist 
die Wirtschaft!idil;eitsborcduiung, die erstmalig 
nach dieser Verordnung aufgesteilt wird, unter 
Anwendung des Absatzes 1, 3 oder 4 und unter 
Ausübung der dabei zulässigem Wahl aufzustei¬ 
len. 

(6) Die nach. Absatz 3, 4 oder 5 getroffene 
Wahl bleibt für alle späteren Wirlschaftlich- 
k eitsberechmingen maßgebend. * 

Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7. 

27. In § 37 wird nach Absatz 3 der folgende Ab¬ 
satz 4 angefügl: 

„(4) Wird für öffentlich geförderten Wohn- 
raum iür die Zeit, in der die Vermietung dieses 
Wobnraums infolge der Preisfreigabe nach §§ 15, 
16 des Zweiten Bundesmietengesetzes nicht 
mehr den Preisvorschrifton unterliegt, eine Ge- 
samtwirtscboi i.liclikei tsberedmung aufgcstellt, so 
finden die Absätze 1 bis 3 auch dann Anwen¬ 
dung, wenn in der Berechnung, die der Bewilli¬ 
gung der öffentlichen Mittel zugrunde gelegt 
worden ist, eine Ausgliederung des auf den öf¬ 
fentlich geiörderten Wohnraum fallenden Tei¬ 
les der laufenden Aufwendungen nicht oder noch 
einem anderen Verteilungsmaßstab vorgenom¬ 
men worden ist oder wenn Bewirtschaftungs¬ 
kosten für Geschäftsraum nicht oder nur in ge¬ 
ringerer Höhe in Anspruch genommen oder an¬ 
erkannt worden sind oder wenn auf Ansätze 
ganz oder teilweise verzichtet worden ist." 

28. § 38 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 2 erhält, folgende Fassung: 

„(2) Im Falle des § 32 Abs. 4 Nr. 1 ist nach 
Aufteilung des Gesamtbetrages der laufen¬ 
den Aufwendungen auf den begünstigten 
Wohnraum und den anderen Wohnraum die 
Verminderung der laufenden Aufwendungen 
nach § 18 Abs. 2 jeweils bei dem Teil der lau¬ 
fenden Auf wendungen vorzunehmen, der auf 
den Wohnraum fällt, für den die Darlehen 
oder Zuschüsse zur Deckung der laufenden 
Aufwendungen, die Zinszuschüsso oder die 
Annuitätsdarlehen gewährt werden." 

b) In Absatz 3 Nr. 1 wird das Wort „erhöhten" 
ersetzt durch das Wort „höheren". 

c) Nach Absatz 3 wird der folgende Absatz 4 
angefügt: 

„(4) Absatz 3 gilt sinngemäß, wenn Zins¬ 
zuschüsse oder Annuilätsdorlehcn zur Sen¬ 
kung der Kapital!;osten von Fremdmitteln 
unmittelbar dem Gläubiger gewährt werden 


und für den begünstigten Wohnraum höhere 
Fremdmittel dieser Art ausgewiesen sind als 
für den anderen Wohnraum; Absatz 2 ist in 
diesem Falle nicht anzuwenden." 

29. Nach § 39 wird der folgende § 39 a eingefügt: 

„§ 39 a 

Zusatzbcrcchnung 

(1) Ist bereits eine Wirtschaftlichkeitsberech¬ 
nung auf gesteht worden und haben sidi nach 
diesem Zeitpunkt einzelne laufende Aufwen¬ 
dungen auf die Dauer erhöht, ohne daß sich an¬ 
dere laufende Aufwendungen verringert haben, 
so kann eine neue Wirtsclisftiichkeitsberech- 
nung in der Weise aufgestellt werden, daß die 
bisherige Wirtschaftlichkeilsberechnung um eine 
Zusatzberechnung ergänzt wird, in der die Erhö ¬ 
hung der laufenden Aufwendungen ermittelt und 
der Erhöhung der Erträge gogonüborgestellt 
wird. 

(2) Ist bereits eine Wirtschaftlichkeitsberech- 
nung aufgestellt und sind nach diesem Zeitpunkt 
Wertverbesserungen vorgenommen worden, so 
kann eine neue Wirtschaftlichkeitsberecbnung 
in der Weise aufgcstellt werden, daß die bis¬ 
herige Wirtschaftlichkeitsberechnung uni eine 
Zusatzbcrcchnung ergänzt wird, ln der Zusatz¬ 
berechnung sind die Kosten der Wertverbessc- 
rungen anzusetzen, die zu ihrer Deckung dienen¬ 
den Finanzierungsmittel auszuweisen und die 
sich danach für die Wertverbesserungen erge¬ 
benden Aufwendungen den Ertragserhöhungen 
gegenüberzustellen." 

30. Die §§ 40 und 41 werden durch die folgenden 
§§40 bis 41 ersetzt: 

.§ 40 

Lastenberechnung 

Die Belastung des Eigentümers eines Eigen¬ 
heims, einer Kleinsiedlung oder einer eigenge¬ 
nutzten Eigentumswohnung oder des Inhabers 
eines eigengenutzten eigentumsähnlichen Dauer¬ 
wohnrechts wird durch eine Berechnung (Lasten¬ 
berechnung) ermittelt. Das gleiche gilt für die 
Belastung des Bewerbers um ein Kaufeigenheim, 
eine Trägerkleinsiedlung, eine Kaufeigentums¬ 
wohnung oder eine Wohnung in der Rechtsform 
des eigentumsähnlichen Dauerwohnrechts. 

§ 40 a 

Aufstellung der Lasteriberechnung 
durch den Bauherrn 

(1) IsL der Eigentümer der Bauherr, so kann 
er die Lastenberechnung auf Grund einer Wirt- 
schaftlichkeitsberechnung aufstellen. In diesem 
Falle beschränkt sich die Lastenberechnung auf 
die Ermittlung der Belastung nach §§ 40 c bis 41. 

(2) Wird die Lastenberechnung vom Bauherrn 
nicht auf Grund einer Wirtsdiaftlidikeitsberech- 
nung aufgestellt, so muß sie enthalten 

1. die Grundstücks- und Gebäudebeschrei¬ 
bung, 
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2. die Berechnung der Gesamtkosten, 

3. den Finanzierungsplan, 

4. die Ermittlung der Belastung nach 
§§ 40 c bis 41. 

(3) Die LasLenberechnung ist aufzustellen 

1. bei einem Eigenheim, einer Kleinsied¬ 
lung oder einem KatifeigonheJm für das 
Gebäude, 

2. bei einer eigcngonutzten Eigentums¬ 
wohnung oder einer Kaufcigentums- 
wohnung 

a) liir die im Sondereigentum stehende 
Wohnung und den damit verbunde¬ 
nen M i leigen tu msan teil an dem ge¬ 
meinschaftlichen Eigentum oder 

b) in der Weise, daß die Berechnung 
für die Eigentumswohnungen oder 
Kanfeigenlumswohnungen des Ge¬ 
bäudes oder der Wirtschaftseinheit 
(§ 2 Abs. 2) zusammengefaßt und die 
Gesomtkosten nach dem Verhältnis 
der Miteigentumsanteile aufgeteilt 
werden, 

3. bei einer Wohnung in der Rechtsform 
des eigenlumsähnlichen Dauerwohn¬ 
rechts für die Wohnung und den Teil 
des Grundstücks, auf den sich das Dauer¬ 
wohnrecht erstreckt. 

(4) Für die Aufstellung der Lastcnbercchnung 
gelten im übrigen § 2 Abs. 3 und 5, § 4 Abs. 1 
bis 3, § 4 a Abs. 1 bis 3, 5 sowie die §§ 5 bis 15 
entsprechend. § 12 Abs. 4 Satz 2 gilt dabei mit 
der Maßgabe, daß an Stelle der Erhöhung der 
Kapilnlkosten die Erhöhung der Kapitalkosten 
und Tilgungen zu berücksichtigen ist. 

§ 40 b 

Aufstellung der Lastenberechnung 
durch den Erwerber 

(1) Hat der Eigentümer das Gebäude oder die 
Wohnung auf Grund eines Veräußerungsverlra- 
ges gegen Entgelt erworben, so ist die Lastcn- 
bererfinung nach § 40 a Abs. 2 und 3 mit folgen¬ 
den Maßgaben auizustellcn: 

1. an die Stelle der Gesamtkoston treten 
der angemessene Erwerbspreis, die auf 
ihn fallenden Erwerbskosten und die 
nach dem Erwerb entstandenen Kosten 

2. im Finanziorungsplan sind die Mittel 
auszuweisen, die zur Deckung des Er¬ 
werbspreises und der in Nummer 1 be- 
zeidineten Kosten dienen. 

(2) Für die Aufstellung der Lastenberechnung 
gelten im übrigen § 2 Abs. 3 und 5 und §§ 12 bis 
15 entsprechend. § 12 Abs. 4 Satz 2 gilt dabei mit 
der Maßgabe, daß an Stelle der Erhöhung der 
Kapital kosten die Erhöhung der Kapitalkosten 
und Tilgungen zu berücksichtigen ist. 


(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend 
für die Aufstellung der Lastenberechnung durch 
einen Bewerber nach § 40 Satz 2. 

§ 40 c 

Ermittlung der Belastung 

(1) Die Belastung wird ermittelt 

1. aus der Belastung aus dem Kapital¬ 
dienst und 

2. aus der Belastung aus der Bewirtschaf¬ 
tung. 

(2) Flat derjenige, dessen Belastung zu ermit¬ 
teln ist, einem Dritten ein Nutzungsentgclt oder 
einen ähnlichen Beitrag zum Kapitaldienst oder 
zur Bewirtschaftung zu leisten, so ist dieses Ent¬ 
gelt in die Lastenberechnung an Stelle der sonst 
ansetzbaren Beträge aufzunehmen, soweit es zur 
Deckung der Belastung bestimmt ist. 

(3) Bei einer Kleinsiedlung vermehrt sich die 
Belastung um die Pacht einer gepachteten Land- 
zulagc. 

(4) Werden von einem Dritten Aufwendungs- 
beihilfen, Zinszuschüsse oder Annuitätsdarlehen 
gewährt, so vermindert sich die Belastung ent¬ 
sprechend. 

(5) Erträge aus Miele oder Pacht, die für den 
Gegenstand der Berechnung (§ 40 a Abs. 3) er¬ 
zielt werden, vermindern die Belastung. Dies 
gilt nicht für Ertragsteile, die zur Deckung von 
Betriebskosten dienen, die bei der Berechnung 
der Belastung aus der Bewirtschaftung nicht an¬ 
gesetzt werden dürfen. Als Ertrag gilt auch der 
Miet- oder Nutzungswert der Räume, die von 
demjenigen, dessen Belastung zu ermitteln ist, 
ausschließlich zu anderen als Wohnzwecken oder 
als Garagen benutzt werden, sowie der von ihm 
gewerblich benutzten Flächen. 

§ 40 d 

Belastung aus dem Kapitaldienst 

(1) Zu der Belastung aus dem Kapitalclienst 
gehören 

1. die Fremdkapilalkosten, 

2. die Tilgungen für Fremdmittel. 

(2) Die Fremdkapitalkosten sind entsprechend 
§§ 19, 21 und 23 a zu berechnen. Die Tilgungen 
für Fremdmittel sind aus dem im Finanzierungs¬ 
plan ausgewiesenen Fremdmittel mit dem maß¬ 
gebenden Tilgungssatz zu berechnen. Maßgebend 
ist der vereinbarte Tilgungssatz oder, wenn die 
Tilgungen tatsächlich nadi einem niedrigeren 
Tilgungssatz zu entrichten sind, dieser. 

(3) Ist im Falle des § 40 b im Finanzierungs- 
pian eine Verbindlichkeit ausgewiesen, die ohne 
Änderung der Vereinbarung über die Verzin¬ 
sung und Tilgung vom Erwerber übernommen 
worden ist, so gilt Absatz 2 mit der Maßgabe, 
daß die Zinsen und Tilgungen aus dem Ur- 
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sprungsbetrag der Verbindlichkeit mit dem maß¬ 
gebenden Zins- und Tilgungssatz zu berechnen 
sind. 

(4) Hat sich der Zins- oder Tilgungssatz für 
ein Fremdmittel nachhaltig geändert, so sind die 
Zinsen und Tilgungen anzusetzen, die sich auf 
Grund der Änderung bei entsprechender An¬ 
wendung der Absätze 2 und 3 ergeben; dies gilt 
bei einer Erhöhung des Zins- oder Tilgungssat¬ 
zes nur, wenn sie auf Umständen beruht, die 
derjenige, dessen Belastung zu ermitteln ist, 
nicht zu vertreten hat und für die Zinsen nur in¬ 
soweit, als sie im Rahmen der Absätze 2 und 3 
den Betrag nicht übersteigen, der sich aus der 
Verzinsung zu dem bei der Erhöhung rnarktüb- 
lichen Zinssatz für erste Hypotheken ergibt. 

(5) Bei einer nachhaltigen Änderung der in 
§ 21 Abs. 4 bezeidmeien Fremdkapitalkosten 
gilt Absatz 4 entsprechend. 

(6) Werden an der Stelle der bisherigen Fi- 
nanzierungsmittel nach § 12 Abs. 4 andere Mittel 
ausgewiesen, so treten die Kapitalkosten und 
Tilgungen der neuen Mittel an die Stelle der 
Kapitalkosten und Tilgungen der bisherigen Fi¬ 
nanzierungsmittel; dies gilt für die Kapitalkosten 
nur insoweit, als sie im Rahmen der Absätze 2 
und 3 den Betrag nicht übersteigen, der sich aus 
der Verzinsung zu dem bei der Ersetzung markt¬ 
üblichen Zinssatz für erste Hypotheken ergibt. 
Sind Finanzierungsmittel durch eigene Mittel er¬ 
setzt worden, so dürfen Zinsen oder Tilgungen 
nicht angeselzt werden. 

(7) Weiden nach § 11 Abs. 4 den Gesamt¬ 
kosten die Kosten von Werl.verbesserungen hin- 
zugcrechnet, so dürfen lür die Fremdmittel, die 
zur Deckung dieser Kosten dienen, bei Anwen¬ 
dung des Absatzes 2 Kapitalkosten insoweit an- 
gesetzt worden, als sie den Betrag nicht über¬ 
steigen, der sich aus der Verzinsung zu dem 
bei Fertigstellung der Wertverbesserungen 
marktüblichen Zinssatz für erste Hypotheken 
ergibt. 

(8) Soweit für Fremdmittel, die ganz oder teil¬ 
weise im Finanzierungsplan ausgewiesen sind, 
Kapilalkost.cn oder Tilgungen nicht mehr zu ent¬ 
richten sind, dürfen diese nicht angesetzt werden. 

§ 41 

Belastung aus der Bewirtschaftung 

(1) Zu der Belastung aus der Bewirtschaftung 
gehören 

1. die Ausgaben für die Verwaltung, die 
an einen Dritten laufend zu entrichten 
sind, 

2. die Betriebskosten, 

3. die Ausgaben für die Instandhaltung. 

Die Vorschriften der §§ 24, 28 und 30 sind ent¬ 
sprechend anzuwenden. 

(2) § 26 ist entsprechend anzuwenden mit der 
Maßgabe, daß hoi Eigentumswohnungen, Kauf¬ 


eigentumswohnungen oder Wohnungen in der 
Rechtsform des eigentumsähnlidien Dauerwohn¬ 
rechts als Ausgaben für die Verwaltung höch¬ 
stens 90 Deutsche Mark angesetzt werden dürfen. 

(3) § 27 ist entsprechend anzuwenden mit der 
Maßgabe, daß als Betriebskosten angesetzt wer¬ 
den dürfen 

1. laufende öffentliche Lasten des Grund¬ 
stücks, namentlich die Grundsteuer, je¬ 
doch nicht die Hypothekengewinnab¬ 
gabe, 

2. Kosten der Wasserversorgung, 

3. Kosten der Straßenreinigung und Müll¬ 
abfuhr, 

4. Kosten der Entwässerung, 

5. Kosten der Schornsteinreinigung, 

6. Kosten der Sach- und Haftpflichtver¬ 
sicherung. 

Bei einer Eigentumswohnung, einer Kaufeigen¬ 
tumswohnung und einer Wohnung in der Rechts¬ 
form des eigentumsähnlichen Dauerwohnrechts 
dürfen als Betriebskosten außerdem angesetzt 
werden 

1. Kosten des Betriebes des Fahrstuhls, 

2. Kosten der Hausreinigung und Unge¬ 
zieferbekämpfung, 

3. Kosten für den Hauswart.“ 

31. § 46 erhält folgende Fassung: 

„§ 46 

Uberleitungsvorschriften 
Soweit bis zum 31. Oktober 1957 für den in 
§ 1 Abs. 1 und § 1 a Abs. 2 Nr. 2 und 3 bezcich- 
neten Wohnraum Wirtschaftlichkeit oder Wohn¬ 
fläche nach der Verordnung über Wirtsdiafllich- 
keits- und Wohnflächenberechnung für neuge¬ 
schaffenen Wohnraum (Berechnungsverordnung) 
vom 20. November 1950 (Bundesgcsetzbl. S. 753) 
berechnet worden ist, bleibt es für diese Berech¬ 
nungen dabei." 

32. § 48 wird durch die folgenden §§48 und 48 a 
ersetzt: 


„§ 48 

Sonderregelung für Berlin 

Im Land Berlin gelten die folgenden Sonder¬ 
regelungen: 

1. In § 1 Abs. 2 und § 1 c Abs. 3 werden die 
Worte „20. Juni 1948“ durch die Worte 
„24. Juni 1948" ersetzt. 

2. § 1 a Abs. 1 Nr. 1 und § 1 b Abs. 1 Nr. 1 
gelten nicht in Berlin. 

3. In § 1 a Abs. 1 erhält Nr. 6 erster Satzteil 
folgende Fassung: 

„6. für den in Nummern 2 bis 4 bezeichne- 
ten steuerbegünstigten Wohnraum", 

4. In § 1 a Abs. 2 Nr. 4 werden die Worte „für 
grundsteuerbegünstigten Wohnraum, der in 
der Zeit vom 21. Juni 1948 bis zum 31. De¬ 
zember 1949 bezugsfertig geworden ist, 
und" gestrichen. 
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5. § 1 c Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Diese Verordnung ist anzuwenden, 
wenn die Wirtschaftlichkeit zu berechnen 
ist 

1. für öffentlich geförderten Wohn- 
ruutn, für den nach § 1 Abs. 1 
oder 2 die Wirtschaftlichkeit nach 
dieser Verordnung zu berechnen 

2. für steuerbegünstigte» Wohn- 
iaum, der nach dem 31. Dezember 
1949 bezugsfertig geworden ist 
oder bezugsfertig wird, 

3. für frei finanzierten Wohnraum, 
der nach dem 31. Dezember 1949 
bezugsfertig geworden ist oder 
bezugsfertig wird, 

4. für Wohnraum, der in der Zeit 
vom 25. Juni 1948 bis zum 31. De¬ 
zember 1949 bezugsfertig gewor¬ 
den und ohne öffentliche Mittel 
im Sinne des § 3 des Erstem Woh- 
nnngsbaugesetzes geschaffen wor¬ 
den ist, für die Zeit, in der die 
Vermietung dieses Wohnraums 
infolge der Preisfreigabe nach 
§§ 15, 16 des Zweiten Bundesmie¬ 
tengesetzes in der in Berlin gel¬ 
lenden Fassung nicht mehr den 
Preis Vorschriften unterliegt, 

bei Anwendung des § 13 Abs. 2 der Ver¬ 
ordnung zur Durchführung dev: Gesetzes 
über che Gemeinnützigkeit im Wohnungs¬ 
wesen in der Fassung vom 25. April 1857 
(Bundesgc.sei.zbl. 1 S. 406). 


§ 48 a 

Geltung in Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
übcrleitungsgeselzcs vom 4. Januar 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 125 des 
Zweiten Wohniingsbaugesetzcs, § 53 des Ersten 
Wohnungsbau ge.se tzc:s und Artikel X § 10 des 
Gesetzes übe r den Abbau der Wohnungszwangs- 
wirlschafl und über ein soziales Mief- und Wohn¬ 
recht auch im Land Berlin." 


Artikel II 

Änderung der Anlagen 
zur Zweiten liercdinungsverordnung 

1. Die Anlage 1 zur Zweiten Bereehnungsverordnung 
vom 17. Oktober 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1719, 
1733) wird wie folgt geändert: 

In Abschnitt II Nr. 3 Buchstabe d erhalten die 
Doppelbuchstaben bb, cc, und dd folgende Fas¬ 
sung : 

,,bb) Fremdkapitalkoslen, die auf die Bauzeit 
fallen, 


cc) Kosten der Beschaffung und Verzinsung der 
Zwischenfinanzierungsmittel, 
dd) Steuerbelastungen des Baugrundstücks, die 
auf die Bauzeit fallen." 

2. Die Anlage 2 zur Zweiten Berechnungsverordnung 
wird wie folgt geändert: 

Unter den Worten „Anlage 2" erhält die Klam¬ 
mer folgende Fassung: „(zu § 11 a und § 34 Ab- 

Artikel III 
Neufoefeanntmadmng 

Der Bundesminister für Wohnungswesen, Städte¬ 
bau und Raumordnung wird ermächtigt, die Zweite 
Berechnungsverordnung in der geltenden Fassung 
bekannt zu machen. 

Artikel IV 

Änderung der Ersten BerecimungsVerordnung 3 ) 

Die Verordnung über Wirtschaftlichkeits- und 
Wohnflächenberechnung nach dem Ersten Wohnungs¬ 
baugesetz (Erste Berechnungsverordnung — I. BVO) 
vom 20. November 1950/17. Oktober 1957 (Buncles- 
gesetzbl. 1950 S. 753; 1957 I S. 1719) wird wie folgt 
geändert: 

1. Die bisherige Präambel wird durch die folgende 
Präambel ersetzt: 

„Auf Grund 

des § 6 Abs. 2 Buchstabe b, des § 17 Abs. 4 und 
des § 27 Abs. 1 Satz 2 des Ersten Wohnungs¬ 
baugesetzes vom 24. April 1950 (Bundcsgesetzbl. 

S. 83), 

der §§ 2 und 3 des Preisgesetzes vom 10. April 
1948 (WiGBl. S. 27)/3. Februar 1949 (WiGBl. S. 14)/ 
21. Januar 1950 (Bundesgesetzbl. S. 7)/8. Juli 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 274J/25. September 1950 (Bun¬ 
desgesetzbl. S. 681) sowie des § 48 Abs. 1 Buch¬ 
staben a, b und f des Ersten Wohnungsbaugeset¬ 
zes in der Fassung vom 25. August 1953 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 1047), zuletzt geändert durch Arti¬ 
kel IV des Gesetzes zur Änderung des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes, anderer wohnungsbau¬ 
rechtlicher Vorschriften und über die Rückerstat¬ 
tung von Baukostenzuschüssen vom 21. Juli 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 1041), 

des § 12 des Gesetzes über die Gewährung von 
Miet- und Lastenbeihilfen vom 23. Juni 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 389, 399), zuletzt geändert 
durch Artikel V des Gesetzes zur Änderung des 
Zweiten Wohnungshaugesetzes, anderer woh¬ 
nungsbaurechtlicher Vorschriften und über die 
Rückerstattung von Baukostenzuschüssen vom. 
2t. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1041), 
des Artikels X § 4 Abs. 2 des Gesetzes über den 
Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und über 
ein soziales Miet- und Wohnrecht vom 23. Juni 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 389), 
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verordnet die Bundesregierung mit Zustimmung 
des Bundes rat.es 

sowie auf Grund des § 32 Satz 1, des § 6 Abs. 3 
und des § 7 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über die 
Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen — Woh- 
nungsgenHÜnnützigkeitsgesetz — in der Fassung 
vom 29. Februar 1940 (l'( ulistje’ G,bl I S. 437), 
zuletzt geändert durch § 117 des Zweiten Wnh- 


voroidnel dm Pimrp'Sitnnn i/u lur Wohnungswe¬ 
sen, Städtebau und Raumordnung im Einverneh¬ 
men mit dem Brindesmiinsler der Finanzen und 
dem Buiuknfwmfür Wirtschaft sowie mit Zu¬ 
stimmung des ßuTidesratüs:". 


2. § 1 erhält folgende Fassung: 


An wen d ungslie re i ch 

(1) Diese Verordnung,: ist auzuwonden, wenn 
die Wirtschaftlichkeil oder Wohnfläche zu be¬ 
rechnen ist 

für neugesihaIlenen öffentlich geförderten 
Wohnraum, der n.rli dem 31. Dezember 
1949 liezugslerlig geworden isl und für den 
die ölfenlliehe:: Miüel erstmalig vor dem 
1. Januar 1957 bewilligt worden sind, 

bei Anwendung des Teiles 111 des Eisten 
W o h n u n g s 1 um <j e s e l.z c s. 

Dies gilt nicht 

1. für die Zeit, in der die. Vermietung dieses 
Wohnraums infolge der Preisfreigabe 
nach §§ 15, 16 des Zweiten Bundesrnie- 
tengosetz.es nicht mehr den Preisvor¬ 
schriften unterliegt., 

2. für neugeschaffenen öffentlich geförder¬ 
ten Wohnraum, der nach dem 30. Juni 
1956 bezugsfertig geworden ist und für 
den die öffentlichen Mittel erstmalig vor 
dem I. Januar 1957 bewilligt worden 
sind, wenn auf Grund einer Rechtsver- 
ordnung der Landesregierung nach § 108 
Abs. 2 des Zweiten Wohnungsbaugeset¬ 
zes auf diesen Wohnraum § 72 des Zwei¬ 
ten WobnungsbaugesetZQS oder § 73 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes in der 
jeweils geltenden Fassung anzuwenden 
ist. 

(2) Diese Verordnung ist anzuwenden, wenn 
die Wirtschaftlichkeit zu berechnen ist 

1. für neugeschaffenen Wohnraum, der in 
der Zeit vom 21. Juni 1948 bis zum. 
31. Dezember 1949 bezugsfertig geworden 
und mit öffentlichen Mitteln im Sinne 
des § 3 des Ersten Wohnungsbaugesetzes 
geschaffen worden ist; dies gilt nicht für 


die Zeit, in der die Vermietung dieses 
Wohnraums infolge der Preisfreigabe 
nach §§ 15, 16 des Zweiten Bundesmie¬ 
tengesetzes nicht mehr den Preisvor¬ 
schriften unterliegt, 

2. für neugeschaffenen öffentlich geförder¬ 
ten Wohnraum, für den nach Absatz 1 
die Wirtschaftlichkeit nach dieser Ver¬ 
ordnung zu berechnen wäre, 

bei Anwendung des § 13 Abs. 2 der Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes über die Gemein¬ 
nützigkeit im .Wohnungswesen in der Fassung 
vom 25, April 1957 (Bundosgesetzbl. I S. 406). 

(3) Diese Verordnung ist anzuwenden, wenn 
die Wohnfläche zu berechnen ist 

1. für 

a) Wohnraum, der bis zum 20. Juni 1948 
bezugsfertig geworden ist, 

b) neugeschaffenen Wohnraum, der in 
der Zeit vom 21. Juni 1948 bis zum 
31. Dezember 1949 bezugsfertig ge¬ 
worden und mit öffentlichen Mitteln 
im Sinne des § 3 des Ersten Woh¬ 
nungsbaugesetzes geschaffen worden 
ist, 

c) neugeschaffenen öffentlich geförder¬ 
ten Wohnraum, für den nach Absatz 1 
die Wohnfläche nach dieser Verord¬ 
nung zu berechnen wäre, 

bei Anwendung des Gesetzes über die 
Gewährung von Miet- und Lastenbei¬ 
hilfen; 

2. für 

a) Wohnraum, der bis zum 20. Juni 1948 
bezugsfertig geworden ist, 

b) neugeschaffenen Wohnraum, für den 
nach Absatz 2 die Wirtschaftlichkeit 
nach dieser Verordnung zu berechnen 
wäre, 

bei Anwendung der Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes über die Ge¬ 
meinnützigkeit im Wohnungswesen. 

(4) Diese Verordnung ist anzuwenden, soweit 
in anderen als den in Absatz 1 bis 3 bezeichneten 
Rechtsvorschriften die Anwendung vorgeschrie¬ 
ben oder vorausgesetzt ist." 

3. In § 2 Abs. 1 werden die Worte „und nach dem 
31. Dezember 1949 bezugsfertig geworden sind 
(§§ 7, 16, 28 des Ersten Wohnungsbaugesetzes)” 
ersetzt durch die Worte „und nach dem 20. Juni 
1948 bezugsfertig geworden sind." 

4. In § 15 wird nach Absatz 4 der folgende Absatz 5 
angefügt: 

„(5) Isl die Verbindlichkeit aus einem Aufbau¬ 
darlehen, das dem Bauherrn gewährt worden ist, 
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nach Ziierkenmmg des Anspruchs auf Hauptent- 
sditidiguing gemäß § 258 Abs. 1 Nr. 2 des Laslcn- 
nusgleidisge.s« Izes ganz oder teilweise als nicht 
«•nistenden anzuseben, so gilt insoweit eine 
big« nlt istung von dem Zeitpunkt an als erbracht, 
zu dem der Bescheid über die Zuerkennung der 
llaaptonlsch.'idlgung uuanlochlbar geworden ist.“ 

5. In d 17 wird n.idi Absatz 4 der folgende Absatz 5 
nngclügl: 

„(5) Jsi eine neue Wirlsdiaftlidrkcitsberedi- 
itang aulzuslciich, namentlich zur Bestimmung 
des Zinssatzes für das öffentliche Baudarlchen, 
so dürfen in dieser Berechnung auch Zinsen für 
die Eigenloisl ,;ng nach § 15 Abs. 5 von dem dort 
bc • ■ichnel.en Zeitpunkt an angesetzt werden." 

6. § 21! wird (lunli die leigenden §§ 28 und 28 a 

„§ 28 

Sonderregelung für Berlin 

Im Land Berlin gellen di«; folgenden Sonder- 

1. ln § I Abs. 2 Nr. 1 werden die Worte 
„21. Juni 1948" durch die Worte „25. Juni 
1948“ ersetzt; außerdem werden die Worte 
„und mit öffentlichen Mitteln im Sinne des 
§ 3 des Ersten Wohnungsbaugesetzes ge¬ 
schaffen worden" gestrichen. 

2. § 1 Abs. 3 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. für 

a) Wohnraum, der bis zum 24. Juni 1948 
bezugsfertig geworden ist, 

b) neugeschaifenen Wohnraum, der in 
der Zeit vom 25. Juni 1948 bis zum 
31. Dezember 1949 bezugsfertig ge¬ 
worden und mit öffentlichen Mitteln 
im Sinne des § 3 des Ersten Woh- 
nungsbaugesetzes geschaffen worilen 

c) neugeschaifenen öffentlich geförder¬ 
ten Wohnraum, für den nach Absatz 1 
die Wohnfläche nach dieser Verord¬ 
nung zu berechnen wäre, 

d) nougesdiallenen Wohnraum, der in 
der Zeit vom 25. Juni 1948 bis zum 
31. Dezember 1949 bezugsfertig ge¬ 
worden und ohne öffentliche Mittel 
irn Sinne des § 3 des Ersten Woh- 
nungsbaugescl.zes geschaffen worden 
ist, 

bei Anwendung des Gesetzes über die Ge¬ 
währung von Miet- und Lastenbeihilfen, im 
Falle des Buchstaben d auch bei Anwendung 
des § 7 des Zweiten Bundesmietengesetzes 
in der in Berlin geltenden Fassung." 

3. In § 1 Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe a und § 2 
Abs. 1 werden die Worte „20. Juni. 1948" 
durch die Worte „24. Juni 1948" ersetzt. 


§ 28a 

Geltung in Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bun- 
desgcsetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 53 des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes und Artikel X § 10 
des Gesetzes über den Abbau der Wohnungs¬ 
zwangswirtschaft und über ein soziales Miet- und 
Wohnrecht auch im Land Berlin." 


Artikel V 

Änderung der Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über die Gemeinnützigkeit 
im Wohnungswesen 4 ) 

Die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
über die Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen in 
der Fassung vom 25. April 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 406) wird wie folgt geändert: 

1. § 11 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Wohnfläche ist zu berechnen 

a) für Wohnungen, die bis zum 20. Juui 
1948 bezugsfertig geworden sind, nach 
der Ersten Berechnungsverordnung 
vom 20. November 1950/17. Oktober 
1957 (Bundesgesetzbl. 1950 S. 753; 1957 
I S. 1719) in der Fassung der Verord¬ 
nung zur Änderung der Berechnungs¬ 
verordnungen vom 19. Dezember 1962 
(Bundesgesetzbl. I S. 738), 

b) für Wohnungen, die nach dem 20. Juni 
1948 bezugsfertig geworden sind oder 
bezugsfertig werden, nach der Zweiten 
Berechnungsverordnung vom 17. Okto¬ 
ber 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1719) in 
der Fassung der Verordnung zur Än¬ 
derung der Berechnungsverordnungen 
vom 19. Dezember 1962 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 738), soweit nicht auf diesen 
Wohnraum die Erste BerechnungsVer¬ 
ordnung nach ihrem § 1 Abs. 2 und 
Abs. 3 Nr. 2 anzuwenden ist." 

2. In § 13 Abs. 2 wird an den letzten Satz folgendes 
angefügt: 

„Die Wirtschaftlichkeitsberechnung für Wohnun¬ 
gen und Wohnräume, die nach dem 20. Juni 1948 
bezugsfertig geworden sind oder bezugsfertig 
werden, ist nach den Vorschriften der jeweils an¬ 
wendbaren Ersten Berechnungsverordnung oder 
Zweiten Berechnungsverordnung aufzuslellen." 

3. § 14 Abs. 1 Salz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Gesamlkoslen für Wohnungsbauten, die 
nach dem 20. Juni 1948 bezugsfertig geworden 
sind oder bezugsfertig werden, sind nach der 
Zweiten Berechnungsverordnung zu berechnen." 

4. In § 14 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 4 wird jeweils der 
Klammerzusatz „(Gesamtherstellungskosten)“ ge¬ 
strichen. 
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Artikel VI 


Artikel VII 


Geltung in Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten über- 
leitungsgcsetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 53 dos Ersten Woh¬ 
nungsbaugesetzes, § 125 des Zweiten Wohnungs- 
baugeselzes, Artikel X § 10 des Gesetzes über den 
Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und über ein 
soziales Miet- und Wohnrecht auch im Land Berlin 
mit der Maßgabe, daß in Artikel V an die Stelle des 
20. Juni 1948 der 24. Juni 1948 tritt. 


Geltung im Saarland 

Diese Verordnung gilt nicht im Saarland. 


Artikel VIII 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Ersten des 
Verkündung folgenden Monats in Kraft. 


Bonn, den 19. Dezember 1962 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Ludwig Erhard 

Der Bundesminister für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung 
Lücke 


Der Bundesminister der Justiz 
Bücher 


Der Bundesminister für Wirtschaft 
Ludwig Erhard 
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Neubaumietenverordnung 1962 
(NMVO 1962)!) 

Vom 19. Dezember 1962 


Inhaltsübersicht 


Trat I 

Allgemeine Vorschrillen 

Anwendungsbereich dieser Verordnung . 1 

Proisrediliicli zulässige Mitte . 2 

Durdisdinitlsmiel.e lind Einzchniete . 3 

Urningen neben der Eiii/.clniiclc . 4 

Zuschläge und Vergütungen neben der Hinzelmiele 5 

MiclerleisLungen . 6 

Anwendung der brsten und Zweiten Bereebnungs- 

verordnung . 7 

Verweisung nuf die AllbnuinielenVerordnung . 8 


TEIL II 

Öffentlich geförderte Wohnungen 
nach dein Ersten Wohnungshaligesetz 


Anwendungsbereich des Teiles II . 9 

Festgesetzt«* Diirehsdniiltsmiel.e . 10 

Festsetzung von Mietwerten . 12 

Fehlende Mietfoslvel/nng . 13 

Selbstveranlwoillidi gebildete Miete . 14 

Koslennüelc . 15 

Einzelmieto nach bchürdlidi genehmigter Miet¬ 
erhöhung . 16 

Erliöbung der Einzelnricle nach § 30a Abs. 1 und 

§ 30 b des Ersten Wohnungsbaugcsetzcs . 17 

Erhöhung der Einzel miete wogen Wert¬ 
verbesserungon . 18 

Erhöhung der Einzel miete zum Ausgleidi 

besonderer Härten . 19 

Umlage von Mehrbelastungen neben der Einzclmiete 20 


§ 

TEIL III 

öffentlich geförderte Wohnungen 
nach dem Zweiten Wohnungsbau geseiz 


Anwendungsbereich des Teiles III . 21 

Genehmigung der Durchschnittsmiete . 22 


Durchschnittsmiete bei Bewilligung von Darlehen 
oder Zuschüssen zur Deckung der laufenden Auf¬ 
wendungen, Zinszuschüssen oder Annuitätsdarlehen 23 
Durchschnittsmiete bei unterschiedlicher Förderung 


mit öffentlichen Mitteln . 24 

Berechnung der Einzelmiete . 25 

Erhöhung der Durdisdinittsmiele oder Einzelmiete 
infolge Erhöhung der laufenden Aufwendungen .. 26 

Erhöhung der Einzelmiete wegen Wertverbesserun- 
gen . 27 

TEIL IV 

Steuerbegünstigte Wohnungen 

Anwendungsbereich des Teiles IV . 28 

Berufung auf die Kostenmiete. 29 

Änderung der Kostenmiete infolge Änderung des 
Gesamtbetrages der laufenden Aufwendungen .. 30 

Erhöhung dar Kostenmiete wegen Wertvorbesse- 

rungen . 31 

Preisrechtlich zulässige Miete bei Miethorabsetzung 

durch die Preisbehörde . 32 

Erhöhung bis zur Kostenmiete . 33 

TEIL V 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

Vertretung von Umständen . 34 

Einzelne Wohnräume und Untermietverhältnisse ... 35 

Außerkrafttreten von Vorschriften. 36 

Sonderbestimmungen für Berlin . 37 

Geltung in Berlin . 38 

Geltung im Saarland. 39 

Inkrafttreten . 40 


Auf Grund des § 48 Abs. 1 und des § 50 Abs. 4 
des Ersten Wohnungsbaugcselzes in der Fassung 
vom 25. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1047), 
zuletzt geändert durch Artikel IV des Gesetzes 
zur Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes, 
anderer wohmingsbaureditlidier Vorschriften und 
über die Rückerstattung von Baukostenzuschüssen 
vom 21. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1041), des 
§ 72 Abs. 6, des § 85 Abs. 2 Satz 2 und des § 105 
Abs. 1 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes (Woh¬ 
nungsbau- und Familienheimgesetz) in der Fassung 
vom 1. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1121) sowie 
des Artikels X § 4 Abs. 1 des Gesetzes über den 
Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und über ein 


soziales Miet- und Wohnrecht vom 23. Juni 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 389) wird von der Bundes¬ 
regierung mit Zustimmung des Bundesrates ver¬ 
ordnet: 

TEIL I 

Allgemeine Vorschriften 
§ 1 

Anwendungsbereich dieser Verordnung 
Diese Verordnung ist mit Ausnahme des § 33 auf 
preisgebundene Wohnungen anzuwenden, die nach 
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dem 31. Dezember 1949 bezugsfertig geworden sind 
oder werden. 

§ 2 

Preisrechllich zulässige Miete 

(1) Preisrechtlich zulässige Miete ist die Einzel¬ 
miete, die sich nach den Vorschriften dieser Ver¬ 
ordnung ergibt, zuzüglich der nach den §§ 4, 5 und 
20 zulässigen Umlagen, Zuschläge und Vergütungen. 

(2) Die Überschreitung der preisrechtlich zulässi¬ 
gen Miete ist unzulässig. Eine Überschreitung liegt 
auch dann vor, wenn die Leistung des Vermieters 
ohne angemessene Senkung der Miete vermindert 
oder die Miete in anderer Weise mittelbar erhöht 
wird. 

(3) Die §§ 29 und 29 a des Ersten Bundesmieten¬ 
gesetzes vom 27. Juli 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 458), 
zuletzt geändert du rcli das Gesetz zur Änderung 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes, anderer woh¬ 
nungsbaurechtlicher Vorschriften und über die Rück¬ 
erstattung von Baukostenzuschüssen, bleiben unbe¬ 
rührt. 

(4) Zusätzliche Leistungen des Vermieters, die 
nicht die Wohnraumbenutzung betreffen, aber neben 
der Wohnraumbenutzung gewährt werden und für 
die üblicherweise ein besonderes Entgelt entrichtet 
wird, sind durch die preisrechtlich zulässige Miete 
nicht abgegolten. 

(5) Der Vermieter hat dem Mieter auf Verlangen 
Einsicht in die Unterlagen über die Berechnung der 
Mieten zu gewähren. 

§ 3 

Durchschniltsmiete und Emzelmiete 

Ist für Wohnungen eines Gebäudes oder einer 
Wirtschaftseinheit oder eines Teiles davon der für 
den Quadratmeter der Wohnfläche bemessene durch¬ 
schnittliche Mietbetrag festgesetzt, genehmigt oder 
ermittelt worden (Durchschnittsmiete) und hat der 
Vermieter auf der Grundlage dieser Durchschnitts¬ 
miete die Einzelmiete zu berechnen, so sind hierbei 
Größe, Lage und. Ausstattung der einzelnen Woh¬ 
nungen angemessen zu berücksichtigen; die Summe 
der sich daraus ergebenden Einzelmieten darf den 
Betrag nicht übersteigen, der sich aus der Verviel¬ 
fältigung der Durchschnittsmiete mit der nach 
Quadratmetern berechneten Summe der Wohnfläche 
ergibt. 

§ 4 

Umlagen neben der Einzelmiete 

(1) Neben der Einzelmiete dürfen folgende Be¬ 
triebskosten, wenn oder soweit Beträge hierfür 
nicht in der Einzclmiete enthalten sind, auf die 
Mieter umgolegt werden: 

1. Kosten des Wasserverbrauchs, 

2. Kosten des Betriebs der zentralen Hei- 
zungs- und Warmwasserversorgungsan- 
lagcn sowie der zentralen Brennstoffver¬ 
sorgungsanlagen, 

3. Kosten des Betriebs des Fahrstuhls. 


(2) Zu den Kosten des Wasserverbrauchs gehört 
auch die Zählermiete. Bei der Berechnung der um¬ 
zulegenden Kosten des Wasserverbrauchs sind zu¬ 
nächst die Kosten des Wasserverbrauchs abzu¬ 
ziehen, die nicht mit der üblichen Benutzung der 
Wohnungen Zusammenhängen. Die Umlegung er¬ 
folgt nach dem Verhältnis der Einzelmieten. Hat der 
Vermieter mit allen Mietern ein Einvernehmen über 
einen anderen Umlegungsmaßstab erzielt, so ist die 
Umlegung nach diesem Maßstab zulässig. Kommt 
ein Einvernehmen nicht zustande, so kann die Preis¬ 
behörde auf Antrag des Vermieters einen anderen 
Umlegungsmaßstab zulassen. Monatliche Voraus¬ 
zahlungen in Höhe des voraussichtlichen durch¬ 
schnittlichen Umlegungsbetrages vorbehaltlich jähr¬ 
licher Abrechnung sind zulässig. 

(3) Für die Umlegung der Kosten des Betriebs der 
zentralen Heizungsanlage und der Kosten des 
Betriebs des Fahrstuhls gelten § 25 Abs. 1, §§ 26, 
27 und 29 in Verbindung mit § 23 Abs. 2 der Altbau¬ 
mietenverordnung vom 23. Juli 1958 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 549) entsprechend. 

(4) Für die Umlegung der Kosten des Betriebs der 
zentralen Warmwasserversorgungsanlage gilt § 28 
Abs. 1 Sätze 1 und 2, Abs. 2 in Verbindung mit § 23, 
§ 25 Abs. 1, § 27 der Altbaumietenvcrordnung ent¬ 
sprechend mit der Maßgabe, daß für die Berechnung 
und die Umlegung der Kosten des Wasserverbrauchs 
Absatz 2 anzuwenden ist. 

(5) Die Kosten des Betriebs der zentralen Brenn¬ 
stoffversorgungsanlage sind entsprechend dem tat¬ 
sächlichen Verbrauch umzulegen. 

§ 5 

Zuschläge und Vergütungen neben der Einzelmiete 

(1) Neben der Einzelmiete sind Zuschläge wegen 
Benutzung von Wohnraum zu anderen als Wohn¬ 
zwecken sowie Untermietzuschläge entsprechend 
§§ 18, 19 der Altbaumietenverordnung zulässig, 
wenn oder soweit Beträge hierfür nicht in der Ein¬ 
zelmiete enthalten sind. 

(2) Sind bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung 
preisrechtlich zulässige Vergütungen für Neben¬ 
leistungen des Vermieters, die zwar die Wohn¬ 
raumbenutzung betreffen, aber nicht allgemein 
üblich sind oder nur einzelnen Mietern zugute 
kommen, erhoben worden, so bleiben solche Ver¬ 
gütungen preisrechtlich zulässig. 

§ 6 

Mieterleistungen 

Erbringt ein Mieter vereinbarungsgemäß Leistun¬ 
gen, die zu einer Verringerung von Bewirtschaf¬ 
tungskosten, die in der Miete enthalten sind, führen, 
so senkt sich die preisrechtlich zulässige Miete ent¬ 
sprechend; dies gilt besonders dann, wenn die Kosten 
der Schönheitsreparaturen vom Mieter übernommen 
worden sind. Die Schönheitsreparaturen umfassen 
nur das Tapezieren, Anstreichen oder Kalken der 
Wände und Decken, das Streichen der Fußböden, 
Heizkörper und Innentüren sowie der Fenster und 
Außentüren von innen. 
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§ 7 

Anwendung der Ersten und Zweiten 
Beredinungsverordnung 

Soweit eine Wirtschaftlsdikeilsberechnung aufzu- 
s teilen oder die Wohnfläche zu berechnen ist oder 
Aufwendungen oder Ertrüge zu ermitteln sind, sind 
hierfür die Vorschriften der jeweils maßgebenden 
Ersten Boredmminsvorordnung vom 20. November 
1950/17. Oktober 1957 (Bunderjgesetzbl. 1950 S. 753/ 
1957 I S. 1719) oder Zweilen Borechnungsverord- 
nung vom 17. Oktober 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1719), bejde Verordnungen in der Fassung der 
Verordnung zur Änderung der Bereämungsverord- 
nungen vom 19. Dezember 1962 (Bundesgesetzbl. I 
S. 738), anzuwenden. 

§ 3 

Verweisung auf die Altbaumietenverordnung 

Soweit in dieser Verordnung auf die Mietpreis¬ 
vorschriften der Allbaumietenverordnung verwiesen 
wird, tritt an die Stelle der Grundmicte die Einzel- 


TEIL II 

öffentlich geförderte Wohnungen 

nach dem Ersten Wohnungsbaugesetz 

§ 9 

Anwendungsbereich des Teiles II 

(1) §§ 10 bis 20 gelten für öffentlich geförderte 
Wohnungen, die nach dem 31. Dezember 1949 be¬ 
zugsfertig geworden und für welche die öffentlichen 
Mittel erstmalig vor dem 1. Januar 1957 bewilligt 
worden sind. 

(2) §§ 10 bis 20 gelten nicht für öffentlich geför¬ 
derte Wohnungen, auf die auf Grund einer Rechts¬ 
verordnung der Landesregierung nach § 108 Abs. 2 
des Zweiten Wohnungsbaugeselzes dessen § 72 an¬ 
zuwenden ist. 

§ 10 

Festgesetzte Durdisdmitfsmiete 

(1) Hat die Bewilligungsstelle die Durchschnitts¬ 
miete festgesetzt, so hat der Vermieter die Einzel- 
micte nach § 3 zu beredmen. 

(2) Hat die Bewilligungsstelle bis zum 31. Dezem¬ 
ber 1959 die Durchschnittsmiete nur vorläufig fest¬ 
gesetzt, so gilt sie als am 1. Januar 1960 endgültig 
festgesetzt. 

§ 11 

Festgesetzte Einzelmiete 

Hat die Bewilligungsstelle die Miete für eine ein¬ 
zelne Wohnung festgesetzt, so ist diese Miete die 
Einzelmiete. § 10 Abs. 2 gilt sinngemäß. 

§ 12 

Festsetzung von Mietwerten 

Hat die Bewilligungsstelle einen Mietwert für 
eine einzelne Wohnung festgesetzt, so gilt dieser 


als Einzelmiete (§ 11). Hat die Bewilligungsstelle 
den Mietwert für mehrere Wohnungen festgesetzt, 
so gilt § 10 entsprechend mit der Maßgabe, daß der 
festgesetzte Mietwert an die Stelle der Durchschnitts- 
miele tritt. 

§ 13 

Fehlende Mietfestsetzung 

(1) Hat die Bewilligungsstelle keine Miete oder 
keinen Mielwert festgesetzt, so ist die der Bewilli¬ 
gung der öffentlichen Mittel zugrunde gelegte 
Miete die Einzelmiete. Ist die Miete für mehrere 
Wohnungen zugrunde gelegt worden, so gilt § 10 
Abs. 1 entsprechend mit der Maßgabe, daß die zu¬ 
grunde gelegte Miete an die Stelle der Durch- 
schnittsmiete tritt. 

(2) Ist eine bestimmte Miete oder ein bestimmter 
Mietwert von der Bewilligungsstelle nicht festge¬ 
setzt und der Bewilligung der öffentlichen Mittel 
auch nicht zugrunde gelegt worden, so bestimmt sich 
die Einzelmiete nach entsprechenden Einzelmieten, 
die sich für vergleichbare öffentlich geförderte Miet¬ 
wohnungen gemäß den §§ 10 bis 12 und gemäß Ab¬ 
satz 1 ergeben. 

§ 14 

Selbstverantwortlich gebildete Miete 

Hat die Bewilligungsstelle eine selbstverantwort¬ 
lich gebildete Miete zugelassen, so beträgt die Ein¬ 
zelmiete vorbehaltlich des § 30 Abs. 2 Satz 2 des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes je Quadratmeter 
Wohnfläche 150 vom Hundert des nach § 29 Abs. 1 
des Ersten Wohnungsbaugesetzes für öffentlich ge¬ 
förderte Wohnungen am 1. Oktober 1954 für dis 
Gemeinde oder den Gemeindeteil bestimmten Miet¬ 
richtsatzes. Ist der Mietrichtsatz innerhalb derselben 
Gemeinde oder desselben Gemeindeteils gestaffelt, 
so ist der örtlich in Betracht kommende höchste Satz 
entscheidend. 

§ 15 

Kostenmiete 

Hat sich die nach §§ 10 bis 14 sich ergebende 
Einzelmiete nach § 10 Abs, 2, § 13 des Ersten 
Bundesmietengesetzes in der bis zum 30. Juni 1960 
in Geltung gewesenen Fassung erhöht, so ist die er¬ 
höhte Miete die Einzelmiete. 

§ 16 

Einzelmiete- nach behördlich genehmigter 
Mieterhöhung 

Hat sich die nach §§10 bis 15 sich ergebende Ein¬ 
zelmiete auf Grund einer Genehmigung der Preis¬ 
behörde erhöht, so ist die erhöhte Miete die Einzel¬ 
miete. 

§ 17 

Erhöhung der Einzelmiete nach § 30 a Abs. 1 
und § 30 b des Ersten Wohnungsbaugesetzes 

Die nach §§ 10 bis 16 sich ergebende Einzelmiete 
erhöht sich nach § 30 a Abs. 1 und § 30 b des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes. 
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§ 13 

Erhöhung der Einzelmiele 
wegen Wertverbessenragen 

(1) Sind nach dop Bewilligung der öllentlidren 
Mittel gegenüber dem bei der Bewilligung auf Grund 
der Bä nun! erlagen zugrunde gelegten Zustand Än¬ 
derungen vorgenoi/imen worden, so erhöht sich, 
>r • a n s w Iv so 1 o In w ih u die nach 
§5 10 bis 17 oder 19 sich ergebende Einzelmiete um 
den Betrag der laufenden Aufwendungen nach Ab¬ 
satz 2. Wertvorbessorungen sind 

1. bauliche Verbesserungen oder Einrichtun¬ 
gen, 

2. die Anlage oder der Ausbau einer Ver- 
keiirsJ'Jüeho oder einer Kanalisation, 

3. der Hansa nschluß an Versorgungsleitungen, 

wenn durch die Maßnahmen der Gebrauchswert des 
Wohnraums erhöbt oder die allgemeinen Wohnver¬ 
hältnisse auf die Dauer verbessert worden sind. Die 
Mieterhöhung ist nur zulässig, wenn die Bcwilli- 
gungsstelle den Werlvcrbosscrungen zugestimmt 
bat oder wenn sie auf Grund einer öffentlich-recht¬ 
lichen Verpflichtung durchgeführt worden sind. 

(2) Die durch V/ertverbesserungen entstandenen 
oder entstehenden laufenden Aufwendungen sind in 
einer Berechnung zu ermitteln. In der Berechnung 
sied die Kosten der Wedverbcsserungen anzuselzen 
und die zu ilver Deckung dhmonden Ftnanzierungs- 
raillol sowie die duidi die Worlvcrbcsserungen ent¬ 
steh enden laufenden Aufwendungen auszuweisen. 
Werden die Kosten für die WerLverbesserungen 
durch Eigenleistungen des Vermieters ganz oder 
teilweise gedeckt, so ist diese Eigenleistung der bis¬ 
herigen Eigenleistung hinzuzurechnen; übersteigt 
die gesamte Eigenleistung 15 vom Hundert der Ge- 
samtkoslen zuzüglich der Kosten der Wertverbesse¬ 
rungen, so kann für den Teil der Eigenleistung, 
durch den die Kosten der Wertverbesserungen ge¬ 
dockt worden sind, eine Verzinsung in Höhe des im 
Zeitpunkt der Fertigstellung der Wertverbesserun¬ 
gen marktüblichen Zinssatzes für erststellige Hypo¬ 
theken, jedoch iür den Teil der Eigenleistung, der 
15 vom Hundert der Gesamtkosten zuzüglich der 
Kosten der Wertverbesserungen nicht übersteigt, 
nur eine Verzinsung von 4 vom Hundert angesetzt 
werden. Als Bewirtschaftungskosten dürfen ange¬ 
setzt werden 

a) eine angemessene Abschreibung; § 25 der 
Zweiten Berechnungsverordnung ist ent¬ 
sprechend anzuwenden; 

b) die durch die Wertverbesserung entstehen¬ 
den Betriebskosten; § 27, § 30 Abs. 1 der 
Zweiten Bcrochnungsvorordrumg sind ent¬ 
sprechend anzuwenden; soweit Betriebs¬ 
kosten der in § 4 Abs. 1 genannten Art 
durch Umlagen gedeckt werden, ist ein An¬ 
satz unzulässig. 

(3) Sind die Wertverbesserungen für mehrere 
Wohnungen durchgeführt worden, so ist der Miet¬ 
erhöhungsbetrag auf die Einzelmieten angemessen 
zu verteilen. 


(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht, 

a) wenn bis zum Inkrafttreten dieser Verord¬ 
nung die Einzelmiete in preisrechtlich zu¬ 
lässiger Weise aus den in Absatz 1 ge¬ 
nannten Gründen bereits erhöht worden ist 
oder 

b) wenn neben der Einzelmiete in preisrecht¬ 
lich zulässiger Weise eine Vergütung für 
die Wertverbesserungen erhoben wird oder 

c) soweit laufende Aufwendungen für die 
Wertverbesserungen in der Einzelmiete 
bereits enthalten sind oder 

d) soweit die Kosten der Wertverbesserungen 
nicht vom Vormieter getragen worden 
sind. 

(5) Kosten, die während der Nutzungsdauer zur 
Erhaltung des bestimmungsmäßigen Gebrauchs auf¬ 
gewendet werden müssen, um die durdi Abnutzung, 
Alterung und Witterungseinwirkung entstehenden 
baulichen oder sonstigen Mängel ordnungsgemäß 
zu beseitigen (Instandhaltungskosten), berechtigen 
nicht zu einer Mieterhöhung. 

§ 19 

Erhöhung der Einzelmiete 
zum Ausgleich besonderer Härten 

Die Preisbehörde kann auf Antrag eine angemes¬ 
sene Erhöhung der nach den §§ 10 bis 18 sich erge¬ 
benden Einzelmiete genehmigen, wenn sie im ein¬ 
zelnen Fall aus Gründen, die weder in der Person 
des Vermieters noch des Mieters liegen, zur Ver¬ 
meidung besonderer Härten dringend erforderlich 
erscheint. 

§ 20 

Umlage von Mehrbelastungen 
neben der Einzelmiete 

(1) Neben der Einzelmiete dürfen unbeschadet 
des § 4 Mehrbelastungen des Vermieters umgelegl 
werden, die nach der Bewilligung der öffentlichen 
Mittel dadurch eingetreten sind, daß sich die für 
ein Jahr ergebenden 

1. laufenden öffentlichen Lasten des Grund¬ 
stücks, namentlich die Grundsteuer, jedoch 
nicht die Hypothekengewinnabgabe, 

2. Kosten der Straßenreinigung und Müll¬ 
abfuhr, 

3. Kosten der Entwässerung, 

4. Kosten der Schornsteinreinigung oder 

5. Kosten der Sach- und Haftpflichtversiche¬ 
rung 

erhöht haben oder daß derartige Kosten neu ent¬ 
standen sind, soweit die Mehrbelastung nicht auf 
Umständen beruht, die der Vermieter zu vertreten 
hat. Für den Umlegungsmaßstab gilt § 23 der Alt¬ 
baumietenverordnung entsprechend. 

(2) Eine Mehrbelastung, die für einen bestimmten 
Zeitraum entsteht, ist innerhalb des Erhebungszeit¬ 
raums auf die Mietzahlungszeitabschnitte gleichmä¬ 
ßig zu verteilen. Sind Mietzahlungszeitabschnitte 
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während des Erhebungszeitraums bereits verstrichen, 
so kann die Mehrbelastung auf die restlichen Miet- 
zahlungszcilabsdmilte verteilt werden; sind sämt¬ 
liche Mietzahhingszeiiabsdinitie innerhalb des Erhe- 
bimgs'/.elimrmts verstrichen, so kann die Mehrbela¬ 
stung für den abyelaüfenen Erhebungszeitraum, 
höchstens jedoch lur ein Jahr, in einem Betrag um- 
gelcjl werden. Salz 2 gilt nur, wenn die Umlage 
der Mehrbelastung während der abgolaufcnen Miet- 
zablungszeiUibschnitlc innerhalb des Erhebungszeit¬ 
raums inlolge von Umständen nicht möglich war, die 
der Vermieter nicht zu. vertreten hat. 

(3) Die Mehrbelastung kann nur auf die Mieter 
umgclogl. werden, denen die Wohnungen während 
dos ErhebnngszoiI raums, lür den die Mehrbelastung 
entstanden ist, vermietet waren. Fällt die Mietzeit 
nur in einen Teil des Er’nebungszeltraums, so darf 
die Umlage nur zu einem entsprechenden Anteil 
erhoben werden. 

(4) Steht eine Mehrbelastung ihrer Höhe nach fest 
oder kann mit ihrem Entstehen sicher gerechnet 
werden, so sind auf den Umlegimgsbetrag monat¬ 
liche Vorauszahlungen zulässig; sie sind unverzüg¬ 
lich nbcureclmen, nachdem die Mehrbelastung ein- 
getieten ist. 

TEIL III 

öffentlich geförderte Wohnungen 
nach dem Zweiten Wohnungsbaugesetz 

§ 21 

Anwendungsbereich des Teiles III 

(1) §§ 22 bis 27 gellen für öffentlich geförderte 
Wohnungen, für die die öffentlichen Mittel erst¬ 
malig nach dem 31. Dezember 1956 bewilligt worden 
sind oder bewilligt werden. 

(2) §§ 22 bis 27 gelten auch für öffentlich geför¬ 
derte Wohnungen, auf die auf Grund einer Rechts¬ 
verordnung der Landesregierung nach § 103 Abs. 2 
des Zweiten Wohnungsbaugesclzes dessen § 72 an¬ 
zuwenden ist. 

§ 22 

Genehmigung der Durchsehnittsmiete 

(1) Die Bewilligungsstelle hat in den Fällen, in 
denen ihr eine Wirtschaftlichkeitsberechnung vorzu¬ 
legen ist, für die öffentlich geförderten Wohnungen 
des Gebäudes oder der Wirtschaftseinheit dieDnrdi- 
schnittsmiete zu genehmigen, die nach der Wirt- 
schaf11 ichkeifsborochnung zur Deckung der laufen¬ 
den Aufwendungen erforderlich ist. 

(2) Die Bewilligungsstelle kenn in den Fällen, in 
denen die Betriebskosten in der Wirtschaftlichkeits- 
berechming mit einem Pauschbetrag nach § 27 Abs. 4 
der Zweiten BeredmungsVerordnung angesetzt sind, 
die Durchsehnittsmiete mit der Maßgabe genehmi¬ 
gen, daß die erstmalig tatsächlich entstehenden jähr¬ 
lichen Betriebskosten an die Siedle des Pauschbetra¬ 
ges treten. 

§ 23 

Durchsehnittsmiete bei Bewilligung von Darlehen 
oder Zuschüssen zur Deckung der laufenden Auf¬ 
wendungen, Zinszuschilssen oder Annuitätsdarlehen 

(1) Werden neben oder an Stelle von öffentlichen 
Baudarlehen öffentliche Mittel als Darlehen oder 


Zuschüsse zur Deckung der laufenden Aufwendun¬ 
gen, als Zinszuschüsse oder als Annuitätsdariehen 
für alle öffentlich geförderten Wohnungen des Ge¬ 
bäudes oder der Wirtschaftseinheit bewilligt, so hat 
die Bewilligungsstelle die Durchsehnittsmiete zu 
genehmigen, die sich aus der Verminderung der lau¬ 
fenden Aufwendungen nach § 13 Abs. 2 Satz 1 der 
Zweiten Berechnungsverordnung ergibt. 

(2) Werden die in Absatz 1 genannten öffent¬ 
lichen Mittel für alle öffentlich geförderten Woh¬ 
nungen oder nur für einen Teil der öffentlich 
geförderten Wohnungen des Gebäudes oder der 
Wirtschaftseinheit erst nach Genehmigung der 
Durchschnittsmiete bewilligt, so bleibt es bei der 
genehmigten Durchsehnittsmiete; jedoch vermindern 
sich die Einzelmieten der Wohnungen, für die diese 
öffentlichen Mittel bewilligt worden sind, für die 
Dauer der Bewilligung der in Absatz 1 genannten 
öffentlichen Mittel anteilig um den Betrag, um den 
sich die laufenden Aufwendungen verringern. 

§ 24 

Durchsehnittsmiete bei unterschiedlicher Förderung 
mit öffentlichen Mitteln 

Werden für Wohnungen eines Gebäudes oder 
einer Wirtschaftseinheit oder eines Teiles davon die 
öffentlichen Mittel nach Art oder Flöhe unterschied¬ 
lich bewilligt, so hat die Bewilligungsstelle entspre¬ 
chend unterschiedliche Durchschnittsmieten zu ge¬ 
nehmigen. 

§ 25 

Berechnung der Einzelmiete 

(1) Hat die Bewilligungsstelle eine Durchschnitts- 
miete genehmigt, so hat der Vermieter die Einzel¬ 
miete nach § 3 zu berechnen. 

(2) Hat die Bewilligungsstelle eine Durchschnitts¬ 
miete nicht genehmigt, so bestimmt sidi die Einzel¬ 
miete nach entsprechenden Einzeli-ieten für ver¬ 
gleichbare öffentlich geförderte Mietwohnungen. 

§ 26 

Erhöhung der Durdisdmittsmiete oder Einzelmiete 

infolge Erhöhung der laufenden Aufwendungen 

(1) Tritt nach Genehmigung der Durdisdmitts- 
miete bis zur Anerkennung der Schlußabrechnung, 
spätestens jedoch bis zum Ablauf von zwei Jahren 
nach Bezugsfertigkeit der Wohnungen, eine Erhö¬ 
hung des Gesamtbetrages der laufenden Aufwen¬ 
dungen ein, die der Vermieter nicht zu vertreten 
hat, so hat die Bewilligungsstelle auf Grund einer 
neuen Wirtschaftlichkeitsberechnung eine entspre¬ 
chende Erhöhung der Durchsehnittsmiete zu geneh¬ 
migen; § 25 Abs. 1 ist entsprechend anzuwenden. 

(2) Erhöht sich der Gesamtbetrag der laufenden 
Aufwendungen durch Umstände, die der Vermieter 
nicht zu vertreten hat und die nach Ablauf des in 
Absatz 1 genannten Zeitraumes eintreten, so erhöht 
sich die Einzelmiete bis zu der Einzelmiete, die sich 
auf Grund einer neuen Wirtschaftlichkeitsberech- 
nung, einer entsprechenden Erhöhung der Durch¬ 
schnittsmiete und nach § 3" ergibt. 

(3) Werden die in § 23 Abs. 1 genannten öffent¬ 
lichen Mittel nach der Genehmigung der Durch¬ 
schnittsmiete für einen Teil der öffentlich geförder- 
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ton Wohnungen des Gebäudes oder der Wirt¬ 
schaftseinheit nicht mehr gewährt und beruht dies 
auf Umsländen, die der Vermieter nicht zu ver¬ 
treten hat, so erhöhen sich die Einzolmieton der 
Wohnungen, für die diese ölh etlichen Mittel ent¬ 
fallen sind, entsprechend. Werdern die Mittel in der 
Zeit bis zur Anerkennung der Schlußabrechnung, 
spätestens jedoch bis zmn Ablauf von zwei Jahren 
nach Bezugsfertigkeil der Wohnungen, nicht mehr 
gewährt, so bedarf die Mieterhöhung der Genehmi¬ 
gung durch die ßewilligungssteile. 

(4) In den Füllen des § 25 Abs. 2 erhöht sich nach 
der Bewilligung der öffentlichen Mittel die Einzel- 
miole, wenn sieh die Einzelmioion für vergleichbare 
öffentlich geförderte Mietwohnungen erhöhen, ent¬ 
sprechend. 

§ 27 

Erhöhung der Eiuzelmiete 
wegen Wertverbesserungen 

Sind nach der Bewilligung der öffentlichen Mittel 
Wertvcrbesserungon im Sinne des § 18 Abs. 1 Sätze 
1 und 2 vorgenommen worden, so erhöht sich die 
Einzelmiete für jede in ihrem Wert verbesserte 
Wohnung um den Betrag, der sich auf Grund einer 
neuen Wirtschaft!ichkeiisboredmung, insbesondere 
nach § .39 a Abs. 2 der Zweiten Berechnungsverord- 
tuukj, anteilig für diese Wohnung ergibt. In den 
Fällen des § 25 Abs. 2 erhöht sich die Einzelmiete 
um den Betrag, der sich auf Grund einer Zusatz¬ 
berechnung in entsprechender Anwendung des 
§ 39 a Abs. 2 der Zweiten Berechnungsverordnung 
anteilig ergibt. § 18 Abs. 1 Satz 3, Abs. 3 bis 5 ist 
entsprechend anzu wenden. 

TEIL IV 

Steuerbegünstigte Wohnungen 

§ 28 

Anwendungsbereich des Teiles IV 

(1) §§ 29 bis 32 gelten für sleuerbegünstige Woh¬ 
nungen im Sinne des Ersten und Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes, wenn die Kostcnmieto durch 
Berufung des Mieters verbindlich ist. Das gilt auch 
dann, wenn die Grundsleuervergünstigung entfallen 
ist oder wenn ein nach § 7 c dos Einkommensteuer¬ 
gesetzes begünstigtes Finanzierungsmiltei zurückge¬ 
zahlt worden ist. 

(2) § 33 gilt für steuerbegünstigte Wohnungen im 
Sinne des Ersten und Zweiten Wohnungsfiaugeset- 
zes, wenn die vereinbarte Miete gemäß § 22 des 
Ersten Bundesmictcngcsctzes bis zur Kostenmiete 
erhöht werden soll. 

§ 29 

Berufung auf die Kostenit«ete 

(1) Beruft sich der Mieter nach § 45 Abs. 2 des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes oder nach § 85 Abs. 2 
des Zweiten Wohnungsbaugesel/.es auf die KosLen- 
miele, so fiat der Vermieter in einer Wirtschaftlich- 
keitsbcrechnung für die steuerbegünstigten Woh¬ 
nungen des Gebäudes oder der Wirtschaftseinheit 
die Durchschnillsmiele zu ermitteln und die Einzel¬ 
miete nach § 3 zu beredinen. 


(2) Eine Berufung auf die Kostenmiete ist nur 
insoweit wirksam, als die vereinbarte Miete ohne 
die in den §§ 4 und 5 genannten Umlagen, Zuschläge 
und Vergütungen je Quadratmeter Wohnfläche den 
Mictriditsatz um mehr als 80 vom Hundert über¬ 
steigt, der nach § 29 Abs. 1 des Ersten Wohnungs¬ 
baugesetzes für öffentlich geförderte Wohnungen am 
1. Oktober 1954 für die Gemeinde oder den Ge¬ 
meindeteil bestimmt war. Ist der Mietrichtsatz inner¬ 
halb der Gemeinde oder innerhalb desselben Ge¬ 
meindeteils gestaffelt, so ist der örtlich in Betracht 
kommende höchste Satz entscheidend. 

§ 30 

Änderung der Kostenmiete infolge Änderung 
des Gesamtbetrages der laufenden Aufwendungen 
Ist die Kostenmiete verbindlich und tritt eine 
Änderung des Gesamtbetrages der laufenden Auf¬ 
wendungen ein, so ändert sich die Einzelmiete um 
den Unterschiedsbetrag zwischen der bisherigen 
Einzelmiete und der Einzelmicte, die sich auf Grund 
einer neuen Wirtschaftlichkeitsberechnung in ent¬ 
sprechender Anwendung des § 29 Abs. 1 ergibt. Dies 
gilt bei einer Erhöhung des Gesamtbetrages der lau¬ 
fenden Aufwendungen nur, wenn sie auf Umständen 
beruht, die der Vermieter nicht zu vertreten hat. 

§ 31 

Erhöhung der Kostenmiete 
wegen Wertverbesserungen 
Ist die Kostenmietc verbindlich und erhöhen sich 
die laufenden Aufwendungen durch Wertverbesse¬ 
rungen im Sinne des § 18 Abs. 1 Sätze 1 und 2, so 
erhöht sich die Einzelmiete für jede in ihrem Wert 
verbesserte Wohnung um den Betrag, der sich auf 
Grund einer neuen Wirtschaftlichkeitsberechnung, 
insbesondere nach § 39 a Abs. 2 der Zweiten Be¬ 
rechnungsverordnung, anteilig für diese Wohnung 
ergibt. § 18 Abs. 3 bis 5 ist entsprechend anzu¬ 
wenden. 

§ 32 

Preisrechüich zulässige Miete 
bei Mietherabsetzuog durch die Prcisbehörde 

(1) Ist für ein Mietverhältnis über eine steuerbe¬ 
günstigte Wohnung, die in der Zeit vom 1. Januar 
1950 bis zum 30. Juni 1956 bezugsfertig geworden 
ist, die Miete durch die Preisbehörde herabgesetzt 
worden, so erhöht sich die festgesetzte Einzelmiete 
bis zu der Einzelmiete, die sich auf Grund einer 
neuen Wirtschaftlichkeitsberechnung in entspre¬ 
chender Anwendung des § 29 Abs. 1 ergibt. 

(2) Die §§ 30 und 31 sind anzuwenden. 

§ 33 

Erhöhung bis zur Kostenmiete 
Im Falle des § 22 des Ersten Bundcsmictengeset- 
zes hat der Vermieter in einer Wirtschaftlichkeits¬ 
berechnung für die steuerbegünstigten Wohnungen 
des Gebäudes oder der Wirtschaftseinheit die Durch¬ 
schnittsmiete zu ermitteln, die zur Deckung der lau¬ 
fenden Aufwendungen erforderlich ist; die Einzel¬ 
miete ist nach § 3 zu berechnen. § 2 Abs. 4 und 5 
sowie §§ 4 bis 8 gelten entsprechend. 
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TEIL V 

Übergangs- und Schl'ußvorschriften 

§ 34 

Vertretung von Umständen 

Soweit nach dieser Verordnung die Höhe der 
preisrechtlich zulässigen Miete davon abhängt, ob 
die Erhöhung von Aufwendungen auf Umständen 
beruht, die der Vermieter zu vertreten hat, gilt das¬ 
selbe, wenn solche Umstände vom Bauherrn oder 
dessen Rechtsnachfolger zu vertreten sind. 

§ 35 

Einzelne Wohnräume und Untermietverhältnisse 

(1) Die in dieser Verordnung getroffenen Vor¬ 
schriften über die Miete für Wohnungen gelten ent¬ 
sprechend für einzelne Wohnräume und für entgelt¬ 
liche Nutzungsverhältnisse, die einem Mietverhält¬ 
nis ähnlich sind. 

(2) Für Untermietverhältnisse und der Unterver¬ 
mietung preisrechtlich gleichstehende Fälle gelten 
die §§37 bis 40 und 43 der Altbaumietenverordnung 
in Verbindung mit der vorliegenden Verordnung 
entsprechend. 

§ 36 

Außerkrafttreten von Vorschriften 

(1) Die Verordnung über den Mietpreis für den 
seit dem 1. Januar 1950 bezugsfertig gewordenen 
Wohnraum (Neubaumietenverordnung — NMVO) 
vom 17. Oktober 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1736) 2 ) 
wird aufgehoben. 

(2) Die Verordnung über das Verbot von Preis¬ 
erhöhungen vom 26. November 1936 (Reichsgesetz¬ 
blatt I S. 955) ist auf Wohnungen, die nach dem 
31. Dezember 1949 bezugsfertig geworden sind oder 
werden, nicht mehr anzuwenden. 

§ 37 

Sonderbestimmungen für Berlin 

Im Land Berlin gelten die folgenden Sonderbe¬ 
stimmungen: 

1. In § 4 Abs. 3 werden die Worte „§ 25 Abs. 1, 
§§ 26, 27 und 29 in Verbindung mit § 23 Abs. 2 
der Altbaumietenverordnung vom 23. Juli 1958 
(Bundesgesetzbl. I S. 549)" durch die Worte 
„§ 21 Abs. 1, §§ 22, 23 und 25 in Verbindung 


mit § 18 Abs. 2 Sätze 2 und 3 der Altbaumieten¬ 
verordnung Berlin vom 21. März 1961 (Bundes- 
gesetzbLI S. 230)" ersetzt. 

2. In § 4 Abs. 4 werden die Worte „§ 28 Abs. 1 
Sätze 1 und 2, Abs. 2 in Verbindung mit § 23, 
§ 25 Abs. 1, § 27 der Altbaumietenverordnung“ 
durch die Worte „§ 24 Abs. 1 Sätze 1 und 2 in 
Verbindung mit § 18 Abs. 2, § 21 Abs. 1, § 23 
der Altbaumietenverordnung Berlin" ersetzt. 

3. In § 5 Abs. 1 werden die Worte „§§ 18, 19 der 
Altbaumietenverordnung" durch die Worte 
„§§ 15 und 16 der Altbaumietenverordnung 
Berlin" ersetzt. 

4. In § 8 wird nach den Worten „Altbaumieten¬ 
verordnung" jeweilig eingefügt „Berlin". 

5. In § 13 Abs. 2 werden die Worte „gemäß den 
§§ 10 bis 12 und gemäß Absatz 1" gestrichen. 

6. In § 20 Abs. 1 erhält Satz 2 folgende Fassung: 
„Für den Umlegungsmaßstab gilt § 18 Abs. 2 
der Altbaumietenverordnung Berlin entspre¬ 
chend." 

7. § 35 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für Untermietverhältnisse und der 
Untervermietung preisrechtlich gleichstehende 
Fälle gelten die §§29 bis 32 und 35 der Altbau¬ 
mietenverordnung Berlin in Verbindung mit 
der vorliegenden Verordnung entsprechend." 

§ 38 

Geltung in Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 53 des Ersten Woh¬ 
nungsbaugesetzes, § 125 des Zweiten Wohnungsbau¬ 
gesetzes und Artikel X § 10 des Gesetzes über den 
Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und über ein 
soziales Miet- und Wohnrecht auch im Land Berlin. 

§ 39 

Geltung im Saarland 

Diese Verordnung gilt nicht im Saarland. 

§ 40 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Ersten des auf die Ver¬ 
kündung folgenden Monats in Kraft. 


Bonn, den 19. Dezember 1962 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Ludwig Erhard 

Der Bundesminister für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung 
Lücke 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
Ludwig Erhard 
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Verkündungen im Bundesanzeiger 

Gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Verkündung von Reditsverordnungen vom 30. Januar 1950 
(Bundesgesetzbl S. 23) wird auf folgende im Bundesanzeiger verkündete Rechtsverordnungen nachrichtlich 
hingewiesen: 


Bezeichnung der Verordnung 

Verkündet im 
Bundesanzeiger 

Nr. vom 

Tag des 
Inkralt- 

Vierte Verordnung zur Änderung der Ausfuhrliste — Anlage 

zur Außen wir Isch altsverordn ung .- 

Vom 14. Dezember 1962 

238 

18. 12. 62 

19. 12. 62 

Zweite Verordnung zur Änderung der Verordnung über die 
Ablösung öffentlicher Baudarlehen mich dem Zweiten Woh¬ 
nungsbaugesetz 

Vom 12. Dezember 1962 

238 

18. 12. 62 

1. 1.63 

Verordnung zur Verlängerung der Geltungsdauer der Durch¬ 
führungsverordnungen zur Intcrzoncnhandelsverordnung 

Vom 12. Dezember 1962 

239 

19. 12. 62 

20. 12. 62 

Tarif der Wasser- und Sdiilfahrlsdircklion Kiel für die Er¬ 
hebung von Hafcnabgaben in den bundeseigenen Häfen Helgo¬ 
land, List/Syll und Hörnum/Sylt 

Vom 27. November 1962 

239 

19. 12. 62 

1. 1.63 

Verordnung zur Änderung der Verordnung über Gebühren im 
Postwesen 

Vom 18. Dezember 1962 

239 

19. 12.62 

1. 1.63 





